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Jost F. Noller

Apartheid in Siidafrika

Selbstbestimmung fiic die schwarzen Volker?

cer Unabhdngigkeit von Angola und

pique sowie dem zu erwartenden Ende
“Ben Minderheitsrégimes in Rhodesien
mwe) wird die Republik Siidafrika ein-
sich des von ihr verwalteten Territo-
‘slamibia (Sudwestafrika) das letzte gro-
ion WeiBen regierte Gebiet auf dem
zschen Kontinent darstellen. Der Un-
fred zu den dann noch verbliebenen
ihieten europaischer Kolonialmachte
weich, Spanien) auf dem ,schwarzen
mwent” besteht darin, daB die Republik
nika kein Uberseeterritorium eines euro-
in Staates darstellt, sondern ein eige-
dabhédngiger und volkerrechtlich souve-
sitaat ist, der von einer Siedlerbevolke-
(Lfuropdischer Abstammung, die etwas
ir als ein Funftel der Gesamtbevolke-
2as Landes ausmacht 1), beherrscht wird.
1148, dem Machtantritt der afrikaansen ?)
lralisten, wird die weifle Herrschaft mit
ssegriff ,Apartheid” gleichgesetzt, was
ceigentlichen  Wortbedeutung  nach
it ,Rassentrennung” heifit. Wahrend
asdruck ,Apartheid” bei der Opposition
uafrika sowie in der iibrigen Welt zu ei-
gynonym fiir Unterdriickung, Ausbeu-
fand Rassismus geworden isf, wird er
rn Verfechtern der siidafrikanischen Re-
tgspolitik als Charakteristikum einer
. verstanden, die allein die Garantie
ime allen Volksgruppen Siidafrikas ge-
werdende ,Losung” des Rassenproblems
fDas theoretische Konzept dieser auch als
ennte Entwicklung" bezeichneten Politik
4Prinzip einfach: da eine Integration von
#n und NichtweiBen®) weder als win-

n der Volkszahlung von 1970 3,75 Mio. von
mamt 21,45 Mio. Einwohnern, also 17,4 %, vgl.
mment of Statistics (Pretoria), Bulletin of
iics, Bd. 5, Nr. 4 (Dez. 1971); dieser Anteil
dcht in etwa dem Anteil der tirkischen Be-
tung auf Zypern.

skaans: Bezeichnung fiir die Sprache wie Na-
stdat der hauptsachlich von holldndischen Ein-
sTern abstammenden Buren, auch ,Afrikaa-
genannt, Die Buren bzw. Afrikaaner machen
| drei Fiinftel der weifien Bevolkerung Siid-
5 aus, die iibrigen sind meist englischsprachig.
1 nichtweiBe Bevélkerung Sudafrikas setzt sich
ilen Daten von 1970 zusammen aus 15,06 Mio.
srzen Afrikanern (Bantu), 2,02 Mio, Kap-Far-
I (meist Mischlinge), sowie 0,62 Mio. Asiaten
I Inder).

schenswert ncch als praktikabel erachtet
wird, dem herommlichen System der unein-
geschrankten weiBen Herrschaft im Zeitalter
der globalen Dekolonisation jedoch auf Dauer
keine Uberlebenschance mehr zugeschrieben
wird, wurde als einzige noch iibrig bleibende
Alternative eine Teilung des Landes in einen
weifen Rumpfstaat und acht schwarze Staa-
ten, den sogenannten ,Bantustans”?), in An-
griff genommen; die ,Bantustans” umfassen
dabei in ihrer territorialen Ausdehnung im
Grunde genommen lediglich die schon 1913
abgegrenzten und 1936 erweiterten ,Eingebo-
renenreservate”., Ein friherer nationalisti-
scher Politiker, T. E. Donges, hat dies einmal
folgendermaBen ausgedriickt: ,Wir waihlen
lieber ein kleineres Stidafrika mit der politi-
schen Macht in Hianden der WeiBlen als ein
groBeres Siidafrika mit der politischen Macht
in Handen der NichtweiBen.” *) Anders aus-
gedriickt heiBt dies: um zu ermdglichen, daBl
der weife Mann weiterhin autonom iiber sei-
ne Geschicke bestimmen kann, wird dem
schwarzen Mann in ,seinem” Gebiet prinzi-
piell dasselbe Recht eingerdumt — bis hin-zur
politischen Unabhdngigkeit dieser Gebiete ®).
Den schwarzen Volkern Stuidafrikas wird dem-
nach also prinzipiell ein Selbstbestimmungs-
recht zugestanden; nur soll dieses Recht nicht
dem sidafrikanischen Volk als Ganzes, son-
dern jedem seiner rassischen bzw. ethnischen
Teile getrennt zuerkannt werden. Ob die ein-
geleitete Entwicklung, d.h. die Politik der
Apartheid real auf eine Selbstbestimmung fir
die schwarzen Volker Siidafrikas hinauslauft,
soll im folgenden dargestellt werden.

%) Dieser Ausdruck wurde von der Opposition ge-
pragt, offiziell werden sie ,Bantu Homelands* ge-
nannt.

%) Die Transvaler, 25, 5. 1959, zit. n.: G. D. Scholtz,
Die Naturellebeleid van die Nasionale Party onder
Hertzog, Malan, Strijdom en Verwoerd, (hrsg. v.
Nasionale Party van Transvaal), S. 23 (Ubers, v.
Verf.).

% Dargestellt findet sich dieser Gedanke bei W.
van Heerden, ,The road to separate racial develop-
ment in South Africa”; in: Optima (Johannesburg),
10, 1960, S. 188 f. DaB die Regierung auch tatsdch-
lich bereit ist, den Bantustans die volle politische
Unabhdngigkeit zuzugestehen, hat Premier Vorster
schon am 19, 4. 1972 vor dem siidafrikanischen Par-
lament erkldrt, s. House of Assembly Debates
(Hansard), Bd. 41, Spalte 5280.
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Die Ausgangslage: ein geschichtlicher Riick-
blick:

Das System der Apartheid wird im allgemei-
nen als ein Produkt des europdischen Kolo-
nialismus im sudlichen Afrika bezeichnet. Hi-
storisch gesehen ist dies richtig, zumal es Eu-
ropaer waren, die Siidafrika in Besitz genom-
men und das Prinzip der Rassentrennung dort
eingefiihrt haben. Jedoch gewannen die ins
Land gekommenen weillen Siedler schon bald
ein so starkes Eigengewicht, daB Konflikte
mit der das Land beherrschenden europa-
ischen Kolonialmacht nicht ausbleiben konn-
ten. Als weiterer Punkt von Bedeutung tritt
hinzu, daB die Herrschaft in Siidafrika von
zwei aufeinanderfolgenden Kolonialmachten
ausgeilibt wurde: von den Niederlanden bzw.
der Holldandischen Ostindischen Kompanie
und Grofibritannien.

Die Geschichte des weiBlen Siidafrika geht
auf das Jahr 1652 zuriick, als an der Sud-
spitze Afrikas eine Proviantstation der Hol-
lindischen Ostindischen Kompanie errichtet
wurde. Als 1657 die ersten weiBlen Landwirte
angesiedelt und ein Jahr spater die ersten
Sklaven in die junge Kolonie gebracht wur-
den, waren gleichzeitig auch die Grundlagen
fiir das siidafrikanische Gesellschaftssystem
gelegt: weiBe Herren und schwarze Diener.
Ein Element der Rassentrennungspolitik laBt
sich bis in die holldndische Zeit zuriickverfol-
gen: 1685 wurde das erste Mischheiratsverbot
zwischen WeiBen und Nichtweifien erlassen,
wovon Mischlingstéchter europdischer Viter
jedoch ausgenommen waren, sofern sie die
niederldndische Sprache beherrschten und re-
formierten Bekenntnisses waren?). Bei den
von der Holldndischen Ostindischen Kompa-
nie angesiedelten Europdern begann sich
schon bald ein elitires GruppenbewuBtsein
herauszubilden, das sich besonders stark bei
den die Grenze der weiBlen Besiedlung immer
weiter ins Landesinnere vorschiebenden soge-
nannten ,Treckburen” ausprédgte; die Treck-
buren befanden sich dabei in einem permanen-
ten Kleinkrieg gegen die eingeborene Khoi-
San-Bevolkerung (Hottentotten und Busch-
mdnner) und spater am GroBen FischfluB auch
gegen schwarzafrikanische Bantustamme,

Indessen war die Kapkolonie 1795 vorlaufig
und nach einem dreijahrigen ,Zwischenspiel”
der Batavischen Republik 1806 endgiiltig von
GroBbritannien in Besitz genommen worden.
Dieser Umstand flihrte einerseits zur Einwan-

7) Instructie van den commissaris Hendrik Adriaan
van Rheede, 1685, in: George McCall Theal (Hg.),
Belangrijke Historiesche Dokumenten, Bd. 1, Kap-
stadt 1896, S. 41.

B 12

derung britischer Siedler, anderersej
-auch zu einer Liberalisierung der Rass_"
hungen, die sich in der Verordnung ,i
besserung der Lage der Hottentotten
derer freier farbiger Personen” (Nr. ||
1828 &) niederschlug, welche die Ma
einschrankungen (,PaBgesetze*) fiir alll
dischen nichtweiBlen Personen, sofern s
Sklaven waren, aufhoben und sie =
den WeiBen gleichstellten. Dazu kak
dem Sklavenhandelsverbot von 1@
Sklavenbefreiung wvon 1833. Diese |
lisierungsmafBnahmen, die u. a. ein
scharfung des seit jeher latenten Arbel
temangels der die Viehwirtschaft exter
treibenden Nachfahren der Treckbul
sich brachten, stellien eine der wesel
Ursachen fiir die ab 1836 einsetzend
wanderung eines Teils der Buren i
men des ,GroBfen Trecks”. Der Vors!
Landesinnere fiihrte nach schweren K¢
gegen die Matabele und Zulus zur Gr
verschiedener Burenrepubliken, von#
nach der britischen Annexion Natal
zwei als einigermafien dauerhaft erm
sollten: die ,Siidafrikanische Repuh!‘
Transvaal und der ,Oranjefreistaat”. |
sen Republiken, in denen die Biirge
ausschlieBlich auf die weilen Einwo
schrankt waren, stellten die Buren mi
nahme der Sklaverei die ,herkom
Beziehungen zwischen schwarz und we
der her, d. h. das Prinzip der uneingesg
ten Vorherrschaft der WeiBien erhielt |t
Giiltigkeit. In der unter britischer Hex
stehenden Kapkolonie wurde statt dessé
Sozial- und Zivilisationsbarriere errichtf
dort 1853 eingefuhrte parlamentarische
recht war jedem mannlichen erwach
Jbritischen Untertanen" ungeachtet seinf
senzugehorigkeit zuganglich, sofern
die Bedingungen (Mindesteinkommen
Mindestbesitz, spater auch die Fahigk¢
sen und schreiben zu kénnen) erfiillte.
waren die Arbeitsverhdltnisse keineswq.
liberal geregelt: durch ein 1857 verabsc:
tes Gesetz (Master and Servants Act), {
Bestimmungen im wesentlichen spate
ganz Siidafrika ausgedehnt wurden uk
Ende 1974 in Kraft wareu, wurde der
des fiir eine Beschiftigung notwendige
beitskontraktes zum Strafdelikt erklart
betraf vor allem die von weiBen Fann'e:t
gestellten nichtweifien Bediensteten, dere!
bilitat dadurch duBerst eingeschrankt ¥
In Natal, der anderen britischen KV

8) Siehe: G. W. Eybers, Select Constitution
cuments Illustrating South African History,
1910, New York 1918 (1969), S. 26.




indafrika, wurde hinsichtlich der schwar-
rikfrikaner zum ersten Male das System
ioiinrichtung von ,Eingeborenenreserva-
&} angewandt; dies wurde mit der Aner-
pang der Stammeshduptlinge als traditio-
/. Autoritaten verkniipft, die von diesem
‘mankt an freilich durch die Proklamierung
vaouverneurs der Kolonie zum ,Obersten
iikling” (supreme chief) aller Afrikaner
Jiiiber der Kolonialverwaltung weisungs-
smden waren. Erganzt wurde diese Praxis
skdurch die Anwendung des traditionellen
+-Stammesrechts durch die Justizorgane
/dolonie 19),

den Diamantenfunden in Griqualand
, das daraufhin von den Briten annektiert
©, sowie den Goldfunden am Witwaters-
‘7 im Transvaal wurde durch den Auf-
Jder Bergbauindustrie die erste Phase
‘dndustrialisierung in Siidafrika eingelei-
“Jfir die afrikanischen Arbeitskrdfte wur-
ilas System der Wanderarbeit einge-
i11), Um fiir die Afrikaner aber erst den
dag zum Verkauf ihrer Arbeitskraft zu
“fifen, sei es auf den Farmen der Weifien
‘7 in den Gruben, war bereits 1864 im
visvaal die allgemeine Besteuerung der
sxaner (Kopf- oder Hiittensteuer) einge-
» 1z worden 12),

mmals ,Locations” genannt. Sie waren jedoch
#fAnfang an zu klein, um die gesamte schwarz-
/anische Bevolkerung aufzunehmen.
riur der ,Humanitat” widersprechende Teile
lafrikanischen Gewohnheitsrechts kamen nicht
iAAnwendung; zur Kolonialpolitik von Natal
David Welsh, The Roots of Segregation,
-Ve Policy in Colonial Natal, 1845—1910, Oxford
1sersityPress, 1971, Die Einsetzung zum ,obersten
btling” aller Afrikaner wurde von den Buren-
ltbliken {ibernommen und spater auf den Gene-
puverneur der Siidafrikanischen Union bzw. von
' auf den Staatsprdsidenten der Repuhhk Siid-
Ja iibertragen. Der ,oberste Hauptling”, also
e formal der Staatspridsident, aber praktisch
AMinister fiir Bantuverwaltung und -entwick-
' |, hat somit nicht nur die oberste Weisungsbe-
Jis iiber alle Afrikaner, sondern auch das Recht
AAmtseinsetzung wie Amtsenthebung der ihm
ifergebenen” Hauptlinge, wie auch die Befugnis
#Rechtssetzung; siehe: David Welsh, ,The State
ident's Powers under the Bantu Administration
i, Acta Juridica (Kapstadt), 1968, S. 81—100.
‘t/anderarbeit bedeutet, daB die afrikanischen
ieitskrédfte einen in der Regel auf ein Jahr be-
@izten Arbeitsvertrag eingehen, nach dessen Ab-
4 sie in ihre Heimat zuriickkehren, Wéhrend der
téer des Arbeitsvertrages sind sie in der Berg-
andustrie in firmeneigenen Massenunterkunf-
'[den sog. ,Compounds” untergebracht. Diese
fvon Wanderarbeitersystem herrscht noch heute
der Goldindustrie des Transvaal vor.
Da das traditionelle Wirtschaftssystem der Afri-
ier eine reine Subsistenzwirtschaft ohne Geldum-
¢ darstellt, bedeutete der Zwang, Geld fiir eine
‘der beschaffen zu miissen, fiir den Afrikaner

Aber gerade der Aufbau einer Bergbau-
industrie am Witwatersrand riickte die da-
malige Siidafrikanische Republik in den di-
rekten EinfluBbereich des britischen Minen-
kapitals. Dazu kam das Problem der poli-
tischen Rechte fiir die in der Republik ge-
kommenen Goldsucher, die sog. ,Uitlanders”,
die meist britischer Nationalitdt waren. Das
schon durch die von 1877 bis 1881 dauernde
britische Annexion des Transvaal belastete
Verhdltnis zwischen Briten und Buren ver-
schlechterte sich angesichts des von briti-
schem Territorium ausgegangenen, jedoch
miBgliickten Jameson-Einfalles von 1895 1%3)
vollends. Die sich verschdrfenden Spannun-
gen fiihrten schlieBlich 1899 zum Ausbruch
des sog. ,Burenkrieges", in dem die Buren
nach zdhem Widerstand der britischen Uber-
macht unterlagen., Im 1902 abgeschlossenen
Friedensvertrag, der die Annexion beider Bu-
renrepubliken besiegelte, verpflichtete sich
die britische Seite jedoch, vor der Einfiihrung
der Selbstregierung in den beiden neuen Ko-
lonien keinen Versuch zu machen, schwarzen
Afrikanern das Wahlrecht zu gewihren 12b),
So blieben die maBgeblichen politischen
Rechte in beiden ehemaligen Burenrepubliken
auch unter britischer Herrschaft auf die Wei-
Ben beschrdankt. Als diese sich 1910 mit der
Kapkolonie und Natal zur Sidafrikanischen
Union zusammenschlossen, konnte in der
Wahlrechtsfrage keine Einigung erzielt wer-
den; das passive Wahlrecht blieb zwar auf
die Weillen beschrankt, beziiglich des aktiven
Wahlrechts aber behielt jede der vier Provin-
zen ihr bis dahin geltendes Wahlrecht bei.
Das bestehende Wahlrecht der NichtweiBien
in der Kapprovinz wurde sogar speziell in der
Verfassung abgesichert 13).

Doch sollten die 1924 bzw. 1948 an die Macht
gekommenen afrikaans-nationalistischen Re-

automatisch auch den Zwang, zumindest zeitweise
seine Arbeitskraft an den ,weiBen Mann" verkau-
fen zu miissen,

1*3) Es war dieser von Cecil Rhodes unterstiitzte
Versuch eines Staatsstreichs von auBen gewesen,
der zu der in die Weltgeschichte eingegangenen
«Kriigerdepesche” Kaiser Wilhelms II. gefiihrt hat.
12b) Art, 8 des Vertrags von Vereeniging vom
31. Mai 1902; siehe: Eybers, Select Constitutional
Documents, S. 346.

13) Art. 35, South Africa Act, 1909; auf Grund der
zensitdren. Wahlrechtskriterien stellten die Nicht-
weilen immer nur eine Minderheit des Wahlkor-
pers des Kaplands dar, so 1909 z. B. 14,8 %. Vgl
C. M. Tatz, Shadow and Substance in South Africa,
A Study in Land and Franchise Policies Affecting
Africans, 1910—1960, Pietermaritzburg 1962, S. 3.
Dazu kamen einige nichtweife Wahler in Natal, wo
die Afrikaner jedoch bereits 1865 und die Asiaten
(Inder) 1896 von der Erlangung des Wahlrechts aus-
geschlossen worden waren.
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gierungen in der Geschichte der Sudafrikani-
schen Union, die 1961 zur Republik Sidafrika
(RSA) erklart wurde, auf eine Vereinheitli-
chung des Wahlrechts hinsichtlich einer Be-
schrankung ausschliefilich auf die weiBe Be-
volkerung hinarbeiten, was dann auch Schritt
fiir Schritt geschah. So besitzt seit 1968 kein
NichtweiBer mehr das Wahlrecht zum siid-
afrikanischen Parlament; das aus den Buren-
republiken stammende Prinzip des ,rein wei-
flen” Wahlrechts ist zur giiltigen Norm in
ganz Siidafrika geworden ).

Nachdem 1936 als Gegengabe fiir die erste
Einschrdankung des damaligen (Zensus-) Wahl-
rechts fiir Afrikaner in der Kapprovinz die
«Eingeborenenreservate um ca. zwei Drit-
tel vergroBert und zusitzlich ein nur mit
beratender Funktion ausgestatteter ,Einge-
borenenrat* (Natives Representative Coun-
cil) eingerichtet worden war, wurde letzte-
rer 1951 wieder abgeschafft und statt dessen
in den Reservaten auf dem Hauptlingssystem
aufbauende ,Stammesbehérden” (Tribal Au-
thorities) als untere Selbstverwaltungsebene
eingerichtet 113), 1959 wurden als Gegengabe
fiir den nun vollsténdigen Verlust des parla-
mentarischen Wahlrechts fiir Afrikaner nach
dem Gesichtspunkt der Stammeszugehérigkeit
acht Bantu-Heimatgebiete (Baniu Home-
lands bzw. ,Bantustans”) projektiert, die im
wesentlichen aus den ,Eingeborenenreser-
vaten“ bestehen und in denen eine auf den
»Stammesbehdrden” aufbauende mittlere (Re-
gional Authorities) und wieder darauf aufbau-
ende obere Selbstverwaltungsebene (Territo-
rial Authorities) geschaffen wurde 14%), 1963
schlieBlich bekam die Transkei, deren Selbst-
verwaltungssystem in die Zeit der britischen
Kapkolonie zuriickreicht 1), eine Verfassung,
ein eigenes Parlament, das aus 64 (seit 1971:
65) Hauptlingen und 45 gewadhlten Mitglie-
dern besteht, sowie eine eigene Staatsbiirger-
schaft zuerkannt, die nicht nur die afrikani-
schen Bewohner der Transkei, sondern auch
alle diejenigen Afrikaner erhielten, die oder

) Eine ausfiihrliche Darstellung der Wahlrechts-
entwicklung und der sie bestimmenden Faktoren in
Siidafrika gibt Jost F. Noller, ,Siidafrika”, in: Franz
Nusdcheler, Klaus Ziemer, u. a., Politische Organisa-
tion und Reprdsentation in Afrika, Bd. I der Reihe:
Die Wahl der Parlamente und anderer Staatsor-
gane, hrsg. v. Dolf Sternberger, Bernhard Vogel,
Dieter Nohlen, Klaus Landfried (de Gruyter, Berlin,
New York, in Vorbereitung fiir 1975).

Ha) Bantu Authorities Act, 1951.

14b) Promotion of Bantu Self-Government Act, 1959,
15) Glen Grey Act von 1894, wonach spiter der
United Transkeian Territories General Council
(auch ,Bunga” genannt) entstand.
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a
deren Vorfahren aus der Transkel §
men 153), 3

Die Einrichtung eigener Parlamente
iibertragen *), wobei auch hierbei die §i

burgerschaft wie das Wahlrecht alley

(Bantu) unab_ ?
bzw. Wohno' !

schwarze Sitidafrikaner
von seinem Geburts-

gen der einzelnen Bantustans sich alle‘:;
Parlamente mehrheitlich aus

horigen Staatsbiirgern gewdhlten Abgeol
ten bestehen 7). 1

Doch nicht nur die Afrikaner, auch diej}
Farbigen bekamen ein ,eigenes Parlamy
Denn 1968 wurde als Gegengabe fiir den¥
lust des letzten Restes des Wahlrechts)
NichtweiBien in der Kapprovinz '7 @) ein 4l
Farbigenrat” (Coloured Persons Repres§
tive Council/Verteenwoordigende Kleunj
raad) ins Leben gerufen, der mit beschi
ten Kompetenzen ausgestattet wurde. Dal

ten, konnte sich die Regierung durch ;;:_':
nennung der tlibrigen 20 Mitglieder anig
eine regierungsfreundliche Mehrheit sicli

lorengegangen ist; dies hatte im August §
zu einer vorldufigen Vertragung dieses R
durch die Regierung gefiihrt.

15a) Transkei Constitution Act,
Novellierungen,
16) Bantu Homelands Citizenship Act, 1970; B
Homelands Constitution Act, 1971. A
17) Der Anteil der gewahlten Parlamentsmitglié
betrédgt dabei jeweils: Transkei: 40 %/, Ciskei: 44
BophuthaTswana: ein Drittel, Lebowa: 48
Gazankulu: 38% (Vha)Venda: 30%, KwaZ§
449/s, Basotho Qwaqgwa noch nicht festgelegt.
The Star, International Airmail Weekly (Joha

burg), 24. 2. 1973. 4
17a) Dje die zensitdren Wahlrechtsbedingungens

filllenden Kap-Farbigen durften in einem beso -"f.
ren Wahlgang vier der (seit 1966) 170 weifien | ,,

geordneten wihlen.,



ya gemischtrassische Parteien verboten,
<e gesetzliche Rassenschranke auch im
Loolitischen Bereich eingefiihrt '§).

‘gsicht nur auf dem Gebiet der politischen
i, auch beziiglich der Arbeits-, Wohn-
4instigen Lebensbedingungen und der sie
asenden Rechte hat das System der Segre-
) (wie es zur Zeit der Regierung Hertzog
fat wurde) '*) und der Apartheid (wie es
#1948 genannt wird) nachhaltige Folgen
N
saatte die weiBe Arbeiterschaft in der
nuindustrie durch einen biirgerkriegs-
uhen Generalstreik im Prinzip erfolglos
ttht, die Minengesellschaften dazu zu
i1en, keine schwarzen Arbeiter anstelle von
m zu beschdftigen sowie die Lohndiffe-
~wwischen schwarz und weiB nicht zu ver-
m. 1924 wurde dann durch die erste
‘salsozialistische Regierung unter Gene-
'ertzog, der eine Koalition mit der kleine-
Irbeiterpartei eingegangen war, die Poli-
»r ,zivilisierten Arbeit” eingeleitet, die
lieiBen Arbeiter gegentliber den schwarzen
nagierte und die qualifizierten Positionen
sirgbau fiir Weifie und Mischlinge reser-
%.29), Damit war das aus den Burenrepubli-
sitammende Prinzip der Rassenoligarchie
“en damals wichtigsten Sektor der Indu-
iiubertragen worden. 1956 wurde diese
I 'ung fiir die anderen Industrien durch die
g der ,Arbeitsplatzreservierung"”
jReser\ratlon) ergédnzt. Gleichzeitig wurde
fiden Gewerkschaften die Rassentrennung
zwungen. Gewerkschaften fiir Afrikaner
rjen zwar nicht verboten, ihnen wurde
| weiterhin die Registrierung, d.h. die
ltelle Anerkennung verweigert®!). Ande-
fits waren die afrikanischen Arbeiter be-

lohibition of Political Interference Act, 1968.
mneral J. B. M. Hertzog, Griinder der Nationa-
fartei (NP) im Jahre 1914, Premierminister Std-
As von 1924 bis 1939, war maBgeblich am Zu-
llekommen des Westminster-Status von 1931
iligt gewesen und hatte 1934 nach einer ,Gro-
)ioalmon die NP in eine Fusion mit dem Ko-
spartner, der von General Smuts gefiihrien
afrikanischen Partei”, gefiihrt. Daraus entstand
Wereinigte Partei”, die heute die offizielle Op-
don darstellt. Hertzog stiirzte 1939 iiber die
3__i'alit'atsfrage; seine Anhdnger schlossen sich
fhin mehrheitlich dem Teil der von Dr.
Malan gefiihrten Nationalisten an, die die
bn nicht mitgemacht hatten und schlieBlich 1948
ie Macht kamen. Diese Partei fiihrt seit 1951
‘er die Bezeichnung Nasionale Party.
flines and Works Amendment Act, 1926.
ndustrial Conciliation Act, 1956. Die bedeutend-
s«chwarzafrikanische Gewerkschaft, die 1920 ge-
tlet wurde, Ende der zwanziger Jahre aber
er zerfiel, war die Industrial and Commercial
:[kers Union (ICU) gewesen.

reits 1924 bei der Einfithrung des Industrie-
schlichtungsgeseizes vom Schlichtungsverfah-
ren ausgeschlossen worden *%).

Seit 1923 war ferner durch spezielle, die
Niederlassung in stadtischen Siedlungen re-
gelnde Gesetze' fiir Afrikaner die Zustrom-
kontrolle (Influx Control) eingefiihrt wor-
den, die mit der Zeit perfektioniert und ver-
scharft wurde. Der personliche Bereich
wurde durch das 1949 eingefithrte Ver-
bot von Mischheiraten und die 1950 erfolgte
Verscharfung des bereits 1927 wverabschie-
deten ,Immoralitdatsgesetzes” (Verbot inti-
mer Beziehungen zwischen WeiBen und Nicht-
weillen) beriihrt*%). 1950 wurde ferner die
Registrierung der gesamten Bevolkerung nach
Rassenzugehorigkeit eingefithrt und die Ab-
grenzung getrennter Wohngebiete fiir alle
Rassengruppen zur zwingenden Vorschrift ge-
macht ),

Doch wurde in den fiinfziger Jahren auch der
Versuch unternommen, einen Plan zur oko-
nomischen Entwicklung der Bantugebiete,
also der heutigen Bantustans, zu entwerfen;
diese sollten in die Lage versetzt werden,
bis zum Jahr 2000 709% der schwarzafri-
kanischen Bevoélkerung aufzunehmen. Stand
1951: 42,6 °/s). Mit Hilfe dieses Planes, des
sog. ,Tomlinson-Berichts” *%), sollten also
die Voraussetzungen fir eine grofiraumige
territoriale Rassentrennung geschaffen wer-
den, eigentlich die Vorbedingung fiir eine
ernst gemeinte Anwendung des Bantustan-

*%) Industrial Conciliation Act, 1924; dieses Gesetz
hatte einfach die libergrofie Mehrheit der Afrikaner
von der Kategorie der ,Beschaftigten” (employees)
ausgeschlossen, Das Gesetz wurde 1953 durch die
Native Labour (Settlement of Disputes) Act er-
ganzt, wodurch nun alle Afrikaner von dieser Kate-
gorie ausgeschlossen wurden. Streiks waren fir
Afrikaner bis 1973 prinzipiell verboten, seitdem
(Bantu Labour Relations Regulation Amendment
Act) sind sie unter ganz bestimmten, eng begrenz-
ten Bedingungen legal,

*%) Prohibition of Mixed Marriages Act, 1949; Im-
morality Amendment Act, 1950 (die Immorality Act
von 1927 hatte nur auBiereheliche intime Beziehun-
gen zwischen Afrikanern und WeiBen unter Strafe
gestellt).

*) Population Registration Act, 1950, Group Areas
Act, 1950 (getrennte Wohngebiete fiir WeiBe, Afri-
kaner und Asiaten gab es in Siidafrika schon seit
langem. Dieses Gesetz betraf vor allem die Kap-
Farbigen, wurde aber auch zu erheblichen Umsied-
lungsnaBnahmen, meistens der ,Aussiedlung” nicht-
weifler Bevdlkerungsteile aus Innenstadtgebieten,
angewandt),

*) Verslag van die Kommissie vir die Sosio-eko-
nomiese Ontwikkeling van die Bantoegebiede binne
die Unie van Suid-Afrika (18 Bande, 1954); in offi-
zieller Kurzform erschienen als: Summary of the
Report of the Commission for the Socio-economic
Development of the Bantu Areas Within the Union
of South Africa, U. G. 61/1955.
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Konzepts. Allerdings akzeptierte die Regie-
rung zwei im Bericht aufgestelite Forderun-
gen nicht: 1. die Privatisierung des Stammes-
lands, und 2. die Mdglichkeit von Direktinve-
stitionen weiBer Unternehmer in den Bantu-
stans 2%). Trotz didser Abstriche stellt der
»Tomlinson-Bericht” jedoch den grundsatzli-
chen soziookonomischen Orientierungsrah-
men fiir die seit Premier Verwoerd auch als
«Getrennte Entwicklung” bezeichnete Politik
dar, als deren Ziel u.a. die Unabhidngigkeit

der Bantustans gilt. Mit Hilfe dieser Politik

soll nicht nur die weiBe Herrschaft, sondern
vor allem auch die afrikaanse Vorherrschaft
innerhalb des ,weilen” politischen Systems
aufrechterhalten werden.

Der afrikaanse Nationalismus

Der afrikaanse Nationalismus stellt historisch
gesehen die politische Antwort der Buren auf
das Eindringen des britischen Imperialismus
in Siidafrika dar*). Die Rassenfrage spielte
dabei jedoch auch von Anfang an eine we-
sentliche Rolle, was sich gerade beim Wider-
stand der an eine rigide Rassenoligarchie ge-
wohnten Buren gegen die in dieser Frage li-
beralere britische Politik erwies. Die im Zuge
des ,GroBen Trecks" erfolgte Massenauswan-
derung aus dem britischen Herrschaftsbereich
hatte schlieBlich u. a. den Zweck gehabt, die
sangemessenen”, also traditionellen ,Bezie-
hungen zwischen (weiBem) Herrn und
(schwarzem) Dienstboten zu erhalten”29).
Nach der Eroberung der Burenrepubliken

#) Government Decisions on the Recommendations
of the Commission for the Socio-economic Develop-
ment of the Bantu Areas Within the Union of South
Africa, Memorandum, W. P. F. — 56 (1956), S. 4, 8.
Die grofie Mehrheit des Landes in den Bantustans
ist Gemeinbesitz der Stamme. Investitionen weiller
Unternehmer in den Bantustans sind seit 1968 auf
«Agenturbasis” erlaubt, was bedeutet, daB die
Eigentumstitel spdter auf Afrikaner {ibertragen
werden miissen,

*7) Das Argument, daB die englischsprachige Oppo-
sition von den Stimmen der Nichtweifien profitiere,
war ein wesentliches Argument der Nationalisten
fiir die Abschaffung des beschrankten nichtweilien
Wahlrechts in der Kapprovinz gewesen. Siehe:
Stanley Trapido, ,The Seuth African Party: System”,
in: Journal of Commonwealth Polilical Studies, IV,
2! (1966), 'S. 92.

*8) Eine vom afrikaansen Standpunkt aus verfaBte
Darstellung der Entwicklung des afrikaansen Na-
tionalismus gibt: F. A. van Jaarsveld, The Awaken-
ing of Afrikaner Nationalism 1868—1881, Kapstadt
1961.
%) 4... (to) preserve proper relations between
master and servant”, in: ,Manifesto of the Emigrant
Farmers” vom 2. 2. 1837, abgedruckt bei Eybers,
Select Constitutional Documents, S. 144 f.
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Da die afrikaanse Volksgruppe inne
weillen Bevolkerung jedoch nur ei
schmale Mehrheit darstellt, kann die a
Vorherrschaft auf Dauer nur erhalte
wenn alle NichtweiBlen kategorisch von
Mitspracherecht innerhalb des ,weifien
tischen Systems ausgeschlossen blei
sonst die Moglichkeit einer gegen
kaansen Nationalisten gerichteten
zwischen den englischsprachigen Weill
den politischen Reprédsentanten der
Ben nicht auszuschliefen ware 27). Das)
logische Motiv, das also hinter dieser’
steht, ist das des afrikaansen Nati
mus.

durch die Briten und der Errichtung def
afrikanischen Union wurde der afril
Nationalismus zu einem Mittel der Errifh

die Afrikaaner. In seiner gesellschaft
schen Zielsetzung war dieser Nation
immer konservativ bis restaurativ aus

progressive Kraft dar. Das ist schon all
aus ersichtlich, dali dieser Nationalism
etwa von einem liberalen Blirgertum, s
von einer in s° ". relativ homogenen al
schen Grundbesitzeroligarchie getragenh
de, wozu dann Anfang des 20.Jahrhufit
die groBtenteils verarmte afrikaanse Stad
volkerung kam. Von seiner sozialen
nente her betrachtet ist dieser Nation
in seiner wurspriinglichen Erscheinun
gegen das liberale stadtische Biirgert
richtet, das in Siidafrika frither praktis
schliefilich, aber auch noch heute vor
britischer Provenienz ist. Die Mobilisi#
der verarmten afrikaansen Stadtbevolke
stellte historisch gesehen im Zuge der zi&
menden Industrialisierung des Landes §
die Vorbedingung fiir die Erringung der#
tischen Macht durch die afrikaansen Natf
listen dar. Als zu Beginn dieses Jahrhun
namlich ein nicht unerheblicher Teil der
kaansen Landbevolkerung in die Stadté
wanderte, muBten diese Afrikaaner, die §
keine Berufsausbildung genossen hatteny
dem Arbeitsmarkt mit der schwarzen B
kerung konkurrieren. Diese aber warenl
reit, ihre Arbeitskraft billiger zu verka.
und wurden deshalb von den meist brit
siidafrikanischen Unternehmern bevo#
eingestellt. Indem sich die afrikaansen Ni




b T o
il fiir die soziale Privilegierung ihrer
1ar Proletarisierung bedrohten ,Volks-
‘n" gegeniiber den NichtweiBlen ein-
:p gewann dieser Nationalismus so ein
‘soziookonomisches Motiv, namlich das
sserstellung der Angehérigen der eige-
Jlksgruppe ), Da dies aber keine pri-
if okonomischen, sondern auf politi-
‘i1<riterien beruhende Art einer sozio-
aiischen Privilegierung darstellt, waren
sur die verarmten WeiBen anfangs die-
dirthunderts an der Ubernahme der poli-
4 Macht durch die Nationalisten inter-
2 sondern ist auch heutzutage noch der
pig beschaftigte Teil der afrikaansen
wvolkerung an der weiteren Ausiibung
filitischen Macht durch eben dieselben
falisten interessiert, weil nur so ihre
then erkampften Privilegien (z.B. Ar-
fatzreservierung) auf die Dauer erhalten
ta konnen.

sla sich diese Privilegierung ausschlief-
| rassischen Kriterien orientiert, ist sie
iiell auf Dauer auch nur dann aufrecht-
fllten, wenn das rassische Prinzip des
dikanischen Herrschaftssystems perma-
2yeachtet und auch iiber Generationen
{g nicht in.Frage gestellt wird. Denn ein
liriterien dieser Art beruhendes System
slangfristig nur weiter existieren, wenn
dch fiir seine biologische Reproduktion
@So haben afrikaanser Nationalismus und
j;Eiaraus hervorgegangene System der
suheid auch ein gemeinsames Grundmotiv:
dth die Erhaltung der in erster Linie auf
dchen Kriterien beruhenden ,Volksiden-

| '1!1) .
sleologie der Apartheid

ttunktion der Ideologie der Apartheid ist
'ﬂglich, dieses Motiv der Erhaltung der ei-
1 ,Volksidentitat" zu rechtfertigen und
segriinden. Eine wesentliche Bedeutung
fnt dabei der theologischen Begriindung
AApartheid zu, was wiederum in der
i#tsache durch 2zwei Faktoren bedingt

weses Problem findet sich ausfiihrlich behan-
liei Heribert Adam, Slidafrika, Soziologie einer
sngesellschaft, Frankfurt 1969; in erweiterter
ti veroffentlicht als: Modernizing Racial Domi-
/A, South Africa's Political Dynamics, Berkeley,
“Angeles, London 1971.

‘feses Ziel wird als Motiv der Apartheid z. B.
djeben von: M. D. C. de W. Nel, ,Die Beleid
fApartheid”, in: Journal of Racial Affairs, 9, 1
D, S. 21, und M. C. Botha, ,Openingsrede”,
‘faid-Afrikaanse Buro vir Rasse-Aangeleenthede,
'.ﬁToekoms van die Blanke in Suid-Afrika,
RA-Jaarboek Nr. 2, 1966, S. 13.

wird: 1. die Existenz einer eigenstandigen
protestantisch-kalvinistischen  ,Nationalkir-
che" mit synodalem Aufbau?®) und 2. den
starken EinfluB des kalvinistisch gepragten
Puritanismus auf das offentliche Leben in
Stdafrika.

Bei der theologischen Begrindung lassen
sich dabei zwei Haupfargumentationsweisen
ausmachen: a) eine kollektiv interpretierte
Pradestinationstheorie und b) eine Berufung
auf den biblischen Schépfungsplan.

a) Danach wird die Apartheid in etwa so be-
grindet: Das afrikaanse Volk hat eine ganz
bestimmte go6ttliche Mission in Stidafrika zu
erfilllen, namlich die ,Werte der christlichen
weiBen Zivilisation auf diesem dunklen Kon-
tinent Afrika ... zu erhalten und zu verbrei-
ten” ). Das afrikaanse Volk stellt demnach
also ahnlich wie das alttestamentarische
Volk Israel ein direktes Werkzeug Gottes
dar und muB, um seinen go6ttlichen Auftrag
auch in Zukunft erfiillen zu konnen, ,seine
rassische Identitat intakt erhalten” ). Das
afrikaanse Volk hat deshalb auch einen Auf-
trag der nationalen Selbsterhaltung, welche
eben nur mit Hilfe einer Trennung der Ras-
sen, also der Apartheid, garantiert werden
kann.

b) Die andere Variante begriindet die Apart-
heid damit, dal die gottliche Schopfung von
vornherein eine Differenzierung nach ver-
schiedenen Rassen und Voélkern aufweise und
daB es demnach geradezu einen VerstoB ge-
gen den gottlichen Schopfungsplan darstellen
wiirde, wenn man die oben genannte Diffe-
renzierung wieder aufheben wiirde. So hat
nach dieser Argumentation ,jede Gruppe" ge-
méi!} der biblischen Offenbarung ,das Recht
und die Aufgabe, sich zu entwickeln, zu er-

) Eigentlich handelt es sich dabei um drei Kirchen,
deren weitaus grobte die Nederduitse Gerefor-
meerde Kerk ist. Die beiden anderen, wesentlich
kleineren Kirchen sind die Nederduitsch Hervormde
Kerk van Afrika und die Gereformeerde Kerk in
Suid-Afrika, auch ,Dopperkerk” genannt. Zwischen
diesen drei afrikaans-kalvinistischen Kirchen be-
stehen jedoch keine prinzipiellen theologischen Dif-
ferenzen, wohl aber mit den iibrigen christlichen
Konfessionen, die jedoch kaum afrikaanse Mitglie-
der haben.

%) So bei: Gereformeerde Kerk in Suid-Afrika, Uit
een Bloed, Potchefstroom 1961, S. 65, (Ubers. v.
Verf.).

M) So der frithere Premierminister Malan, selbst
Theologe, in einem Brief an den amerikanischen
reformierten Pfarrer John Piersma vom 12. 2. 1954
(A Statement on the Apartheid Policy of the South
African Government, S. 3). (Ubers. v. Verf.)
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halten und zu schiitzen*” ¥) — und um dieser
Aufgabe nachkommen zu kénnen, wird die
Apartheid angewandt. Nun decken die hier
kurz dargestellten Argumentationsweisen kei-
neswegs das gesamte Spektrum der theologi-
schen Begriindungen ab, geben jedoch die
zwel hauptsdchlichen Schwerpunkte wieder.
Im ,Volksglauben" der Buren spielte dabei
lange Zeit sogar die ,Auffassung” eine Rolle,
daB die eingeborenen Volker Afrikas die
Nachkommen der ,verfluchten Rasse wvon
Ham" und deshalb zur Knechtschaft ver-
dammt seien %).

Da solche theologischen Argumentationswei-
sen verstandlicherweise in der iibrigen Welt
kaum als Rechtfertigung der Apartheid aner-
kannt werden diirften, waren die Nationali-
sten auch bestrebt, die Apartheid ,rational”,
d. h. also ohne Zuhilfenahme einer auch von
anderen theologischen Schulen als auBerst
zweifelhaft eingestuften Bibelexegese zu be-
griunden. Dabei bleibt freilich das Grundmo-
tiv, die ,Volksidentitat" zu erhalten, unverdn-
dert; nur wird dies jetzt mit der Nicht-
wiinschbarkeit wie Nichtmachbarkeit einer
Integration begriindet 37). Ferner wird, wohl
auch, um dem Vorwurf des Rassismus zu ent-
gehen, von der Position ausgegangen, die Re-
publik Siidafrika sei gar kein wvielrassischer
Staat, sondern vielmehr ein Vielvolker-
staat %), der mittels der Apartheidspolitik
nun eben in eine Reihe von ,Nationalstaaten”
aufgelost wiirde, wobei dann eben jeder die-
ser ,Nationen” in ,ihrem” Gebiet zu ihrem
Selbstbestimmungsrecht verholfen wiirde ).
Als Vorteil dieser Politik wird ausgegeben,
daB langfristig alles auf einen Zustand hin-
auslaufe, in dem dann keine dieser ,Natio-
nen“ mehr eine andere polifisch beherrschen

3%) J. C. G. Kotzé, Principle and Practice in Race
Relations (According to Scripture), Stellenbosch
1962, S. 144 (Ubers. v. Verf); als Argument fiir
diese Interpretation wird gelegentlich auch die auf
den Turmbau zu Babel folgende Sprachverwirrung
und Zerstreuung in alle Lander angefiihrt; so u. a.:
B. Spoelstra, Die Bybel en ons Afrikaanse Volkebe-
leid, SABRA-Memorandum 70/4 (Pretoria 1970),
Soak

%) G. D. Scholtz, ,Die Ontstaan en Wese van die
Suid-Afrikaanse Rassepatroon”, in: Journal of Racial
Affairs, 9, 4 (1958), S. 147.

3) So z. B.: C, P. Mulder, ,The Rationale of Sepa-
rate Development”, in: N. J. Rhoodie, South Afri-
can Dialogue, Johannesburg 1972, (McGraw-Hill),
S. 49—63.

#¥) So AuBenminister Muller am 21, 12, 1964 vor der
UNO: ,South Africa is ... a multinational country
rather than a multiracial country”, United Nations,
General Assembly, XIX, Official Records, 1308th
Plenary Meefing, S. 3 (im afrikaansen wird mei-
stens der nicht tibersetzbare Begriff der ,Veelvol-
kigheid* verwandt).

*) Siehe: Mulder, a.a. 0., S. 54 f.
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kénne. Als weiteres Argument der
nungspolitik wird angefiihrt, daB jede di
,Nationen" iiber eine eigene nationale K
verflige, die sich eben nur im Rahmen
dargestellten Politik eigenstdandig entwit
konne. Eine Integration dagegen b ?l-
zwangslaufig eine Verschmelzung diese_:'
Teil fundamental verschiedenen Kulturen:
sich, in deren Verlauf dann jede dieser n
nalen Kulturen gerade ihrer besten und

2
vorstechendsten Wesensmerkmale verlll

ginge 7).

Als jeweils getrennte ,Nationen® wel
dabei die ,weiBe Nation”, die ,kapfar
Nation" (die anderweitig auch als ,im
stehen begriffene Nation" bezeichnet W,
die ,indische Nation* und acht vers¢
dene ,Bantu-Nationen" genannt #'). Allein!
hand dieser Einteilung der ,Nationen® ¥
jedoch der Zweckargumentationscharat
sichtbar: denn, wahrend bei den :
nern jeder groBere Stamm als ,eigene

tion" definiert wird, wird bei den Weiﬁe
anderes MaB angelegt. Obwohl es auch |
zwei ,Stamme“ gibt, ndmlich den der &
kaaner (Buren) und den der Siuidafrikaner}{

tischer Abstammung, die dhnlich den schwi

Frieden und Einracht miteinander gelebt}
ben 4?), bilden die WeiBlen aus ziemlich |

und z.T. derselben Konfession wie die A
kaaner angehoren, also weitgehend als akk:

in: Journal of Racial Affairs, 1, 1 (1949), S. 24,
4) M. C. Botha, Veelvolkige Ontwikkeling !
Naasbestan, (Broschiire, hg. v. der NP des
vaal) 1969, S. 2.
4) Dije Kette der militdrischen Auseinandersefzt:
gen reichen von kleineren Scharmiitzeln und eing
erfolgreichen Aufstand der Buren (1880/81 &
Transvaal) bis zum sog. Burenkrieg, der 2'/z Jah
dauerte und wegen des riicksichtslosen Vorgehe!
der Briten gegen die burische Zivilbevélkerung
richtung von Konzentrationslagern) sehr viel
terkeit erzeugt hat.



% sierung bedingt, von ihrer traditionellen
:ameskulfur losgelost und weitgehend
driche, d. h. europdische Lebensformen in-
gre der damif verbundenen kulturellen
isen und Wertvorstellungen tbernommen

vizw. sich in einem Ubergangsstadium be-
ka8

Jivichtigste Punkt fiir eine Beurteilung der
diheidspolitik ist jedoch der, inwieweil

7 Politik ihrem eigenen Anspruch, den
‘thiedenen nichtweiBen ,Nationen" zu ih-
% Selbstbestimmungsrecht zu verhelfen,

utl nur in der Theorie, sondern auch in der
4s gerecht werden kann.

sOurchiithrbarkeit der territorialen Apart-
i

Y

| tatsachlich durchgefiihrte territoriale
gentrennung  zwischen Weiien und
afarzen (d.h. den Afrikanern) %) wiirde
guten, daB die Afrikaner in ,ihren” Gebie-
lfalso den Bantustans, auch eine 6konomi-
1, Existenz finden konnten, diese Gebiete
I tatsachlich auch zur ,wahren Heimat"
| £Afrikaner werden miifiten. Dies wird je-
i durch mehrere Faktoren objektiv er-
arert. Erstens hatte es dort bis zur Erstel-
Jl des sog. ,Tomlinson-Berichts"”, von etwas
dbau abgesehen, keinerlei industrielle Ent-
‘klung gegeben. Die 6konomische Struktur
£Bantugebiete war also fast rein agrarisch
-.n_jieben. wobei die Landwirtschaft durch ar-
ische Anbaumethoden, somit geringen Er-
| und Uberbeanspruchung des Bodens
ierweidung, Erosion) gekennzeichnet
4%). Ihrer okonomischen Struktur nach

1 S

iéaﬁ es schon eine betrdchtliche Anzahl solcher
filturierter Stadt-Afrikaner gibt, beweist eine
-lile iiber die Xhosas in East London von Philip
ger, Townsmen or Tribesmen, Kapstadt 1961.
rerseits kommen unter den alrikanischen
,derarbeitem immer wieder Stammesrivalitaten
4l Ausbruch (sog. ,Faction fights“).
Mer Begriff ,Schwarze" (Blacks) wird von Tei-
‘fder Opposition in Siidafrika als Sammelbegrilf
ie NichtweiBen gebraucht, ist also ambivalent,
 wird er in seiner engeren Bedeutung verwandt.
iDies ist wesentlich durch die Funktion der
Iservate” als Arbeitskrdftereservoir bedingt, wo-
| zusitzlich die aus dem ProduklionsprozeB
sasgefallenen” abgeschoben wurden. Dazu kommt
"I Wanderarbeitssystem, wodurch die Landwirt-
‘hft zunehmend den Charakter eines Zuerwerbs
hm. Ein weiterer Faktor ist das traditionelle
:Edenrecht", wonach jede Familie grundsatzlich
spruch auf eine Parzelle hat, ein anderer Teil je-
allgemeines Weideland darstellt. Da dem Vieh
lder traditionellen Wertordnung der Bantustamme
h ein erheblicher ideeiler Wert zugemessen
fd, fithrte dies aufgrund der territorialen Be-
Eﬂinkung auf die ,Reservate” wiederum zu Uber-
4dung und Erosion.

waren diese Gebiete zudem hoffnungslos
iberbevolkert. Zweitens betrdagt der Anteil
der Bantugebiete an der Gesamtoberflache
der RSA 13,7%0 %), was in anndhernden Zah-
len bedeutet, daB fiir fiinf Siebtel der Bevol-
kerung ein Siebtel der Landoberflache vorge-
sehen ist. Wenn diese Gebiete ihrer durch-
schnittlichen jahrlichen Niederschlagsmenge
nach auch tiber dem Mittel der tibrigen
82,3 % liegen, so ist doch sehr schwer vorzu-
stellen, wie sie die groBe Mehrheit der Afri-
kaner aufnehmen koénnen sollen, zumal sich
samtliche industrielle Ballungsgebiete auBer-
halb der Bantustans befinden. Dazu kommt,
daB die Entwicklungsplanung der Regierung
nur in begrenztem MafBe eine ockonomische
Entwicklung innerhalb der Bantustans selbst
vorsieht .und den Entwicklungsschwerpunkt
auf die Randzonen zu den Bantustans gelegt
hat, wo sog. ,Grenzindustrien” errichtet wer-
den, in denen dann die in den Bantustans
wohnhafte Bevolkerung quasi als Pendler be-
schaftigt werden soll. Die ,Tomlinson-Kom-
mission” war in ihrem Bericht davon ausge-
gangen, daB pro Jahr 50000 Arbeitspldtze,
und davon allein 20000 im Bereich der Se-
kundarindustrie, geschaffen werden miiBiten,
wenn das angestrebte Ziel, bis zum Jahr 2000
70 % der afrikanischen Bevolkerung in den
Bantustans anzusiedeln, erreicht werden soll.
Durch das seit Mitte 1960 angelaufene Grenz-
gebietsentwicklungsprogramm sind jedoch bis
Ende 1972 in und an den Grenzen zu den Ban-
tustans lediglich 85 554 Arbeitspldtze 47) fiir
Alfrikaner (insgesamt 107 404) geschaffen wor-
den, was einer jahrlichen Rate von knapp
7 500 entspricht 7?). Auch wenn in dieser Zahl
nicht samtliche neu geschaffenen Arbeitsplat-
ze fur Afrikaner in den genannten Gebieten

49) D. Hobart Houghton, The Tomlinson Report
(South African Institute of Race Relations), Johan-
nesburg 1956, S. 7.

17) South African Institute of Race Relations, A
Survey of Race Relalions in South Africa 1973, (zu-
sammengestellt von Muriel Horrell und Dudley
Horner), Johannesburg 1974, S. 232. Nicht beriick-
sichtigt sind in dieser Zahl die schon 1960 vorhan-
dene Menge von 55 000 industriellen Arbeitsplatzen
fiir Afrikaner in den erwidhnten Gebieten, sowie
die im ,Grenzgebiet" von Durban-Pinetown geschaf-
fenen Arbeitsplatze (dieses Gebiet fallt nicht unter
die Grenzgebietsvergiinstigungen) und die inner-
halb der Bantustans durch die Bantu Investment
Corporation bzw. die Xhosa Development Corpo-
ration geschaffenen Arbeitspldtze, vornehmlich im
tertidren Bereich. Eine ausfiihrliche Darstellung der
Ergebnisse der Grenzgebietsentwicklung bis 1970
gibt Trevor Bell, Industrial Decentralisation in
South Africa. Oxford University Press 193,

#7a) Fir 1973 wird die Rate voraussichtlich auf
knapp 6500 absinken. SAIRR, A Survey of Race
Relations in South Africa 1974 (1975), S. 274.
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enthalten sind %), so ist doch verglichen mit
den im ,Tomlinson-Bericht® aufgestellten
Zieldaten ein erhebliches Defizit auszuma-
chen. Erschwert wird dieses Entwicklungspro-
gramm ferner durch die Tatsache, daB die
Bantustans infrastrukturell &duferst vernach-
lassigt worden waren und territorial zersplit-
tert sind und zudem fast alle 4%) weit von den
bestehenden hauptsachlichen Industriegebie-
ten entfernt liegen.

Doch nicht nur der niedrige Entwicklungsstand
der Bantustans und die schon gemdf diesem
Stand vorhandene Uberbevolkerung stellen das
gesamte Konzept in Frage; auch das Festhalten
der Regierung am Hauptlingswesen, d. h. also
an den iiberkommenen sozialen Strukturen,
behindern eine rasche Modernisierung. Das
groBte Hindernis bei der Durchsetzung der
territorialen Apartheid stellt aber die 6kono-
mische Verflechtung zwischen Wei und
Schwarz dar, die sich allein darin ausdriickt,
daB die Afrikaner etwa zwei Drittel der Ar-
beitskrafte in der siidafrikanischen Wirtschaft
stellen %), Nach den Daten der Volkszahlung
von 1970 waren zwar knapp sieben von insge-
samt fiinfzehn Millionen, also 48 %y der ge-
samten afrikanischen Bevolkerung in den
Bantustans ansdassig, jedoch nur ein Drittel
der arbeitsfahigen maénnlichen Bevélkerung
zwischen 15 und 64 Jahren®!). Ein weiterer
Umstand ist der, daB kein Weiler in einer ei-
nem Nichtweiflen untergeordneten Position be-
schaftigt werden darf, wodurch die Nichtwei-
Ben, v.a, die Afrikaner, praktisch alle unge-
lernten und den GrofBteil der angelernten Ar-
beiter stellen %), Dies wiederum wird durch das

#) S. Anm. 47. Im Bergbau innerhalb der Bantu-
stans waren z, B. Ende 1971 26914 Afrikaner be-
schaftigt, SAIRR, A Survey of Race Relations in
South Africa 1972 (1973), S. 194, Die iibrigen nicht
in der genannten Zahl enthallenen Arbeitsplatze
betreffen, das Gebiet von Durban-Pinetown ausge-
nommen, vornehmlich den Tertiarbereich.

49) Ausnahmen sind die bei Durban-Pinetown ge-
legenen Teile des Zulugebiets, ein Tswana-Gebiets-
streifen bei Pretoria und zur Ciskei gehorende Ge-
biete um East London.

59) Dje Angaben variieren zwischen 65 %o (D, Hobart
Houghton, ,Apartheid Idealism wversus Economic
Reality”, in: Rhoodie, South African Dialogue,
S. 288) und 69,4 % (Ruth First, Jonathan Steele,
Christabel Gurney, The South African Connection,
Harmondsworth/Middx. 1973 (Penquin), S. 69.

B 1,15 von 3,5 Millionen; nach: Mercabank Ltd.,,
o.Labour Trends", Focus on Key Economic Issues,
March 1972 (zusammengestellt von: J. A. Lombard,
P. J. van der Merwe, J. C, van Zyl, alle Universitdt
Pretoria) S. 7.

52) 1969 bestand die Facharbeiterschaft aus 156 079
WeiBen, 23 444 Kap-Farbigen, 2617 Asiaten und
1 645 Afrikanern (Bantu); nach: Inligtingsdiens van
die Nasionale Party van S. A., Skietgoed Nr. 2,
1. 4. 1971, 2521.
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ungleiche Bildungssystem und die Tats
bewirkt, da8 u.a. wegen der starken Stel
der weiBen Gewerkschaften Kap-Farbige
Inder nur bedingt und Afrikaner nur in
nahmeféllen in den Genu8 einer innerbef)
lichen beruflichen Fachausbildung kom
konnen. Auf die soziale Schichtung der
Ben Bevolkerung allein bezogen bedd
dies, daB diese soziologisch gesehen nur
eine Ober- und Mittelschicht, einschlief
einer Facharbeiterschaft wverfiigt %%), jel
tiber keine ,eigene” Unterschicht oder eig
liches Proletariat. Dies wiederum wiirdel
deuten, daB bei einer tatsdchlich durchgef
ten territorialen Rassentrennung die We
einen Grofiteil der zum jetzigen Zeitpl
von den Afrikanern ausgeiibten Tatigké
ubernehmen miifiten, was praktisch einen
zialen Abstieg gleichkdme. Wenn man fe
bedenkt, daB in den zwanziger Jahren
drohender sozialer Abstieg fiir Tausende'
Land in die Industriegebiete abgewand
WeiBle zu erheblicher sozialer Unruhe un
der Folge zu einem Wahlsieg der Natifi
sten gefiihrt hatten, so erscheint ein solt
freiwilliger Verzicht auf eine privilegier
ziale Stellung als vollig undenkbar. A'
dem mibten dann ja den in die Bantusi
zuriickgeschickten Afrikanern dort au
chende Arbeitsmoglichkeiten zur Verfiig
gestellt werden, was global betrachtet I
weniger bedeuten wiirde, als daB der grl

1

verlagert werden miiite. Da sich die Sta i

te der Industriebetriebe jedoch wesent
nach dem Vorhandensein von ausreichen
Verkehrsverbindungen, Hafenanlagen, Ef
gie und schlieflich auch Rohstoffen orien

ren, erscheint dies ebenso undenkbar. Da._"
die afrikanische Bevolkerung den niedri 'i
Verstddterungsgrad aller Bevolkerungsgl

pen in Siidafrika aufweist #), die bestek
den Ballungsrdaume sich jedoch praktischi
auBerhalb der Bantustans befinden, ist -'
nicht vorstellbar, wie angesichts einer wé
ren industriellen Entwicklung des Landes®
Zuwanderung weiterer Afrikaner in diese i

5%) Eine gewisse Ausnahme bilden lediglich Stdl
betriebe, in denen die WeiBen auch einen G|

her, daB in den zwanziger und dreiBiger Jaf
der offentliche Dienst in Siidafrika zu einer
sozialer Sicherung fiir die unterste Schicht der §
Ben Bevolkerung ausgebaut worden war.

8) Nach den Daten der Volkszdhlung von 1970
nur finf der 15 Millionen Afrikaner in Sta
wohnhaft, davon nur knapp 600000 in stadtisc
Siedlungen innerhalb der Bantustans. Von ,]
_landlichen" Afrikanern indessen entfallen 3,651
lionen auf die landlichen Gebiete auBerhalb
Bantustans, also das sog. ,weilie Gebiet".
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ymme nicht nur verhindert, sondern
tlach umgekehrt werden soll. Auch das
yonde System der Zustromkontrolle (In-
tintrol) hat dabei nur die Funktion, den
11 der Afrikaner in die Stadte auf die
1l Industrie bendtigte Zahl von Arbeits-
13| einzuschranken. So hat sich in der
2 Anteil der weiBen Beschiftigten im
i, im Baugewerbe, bei den staatlichen
“thnen einschlieflich der Hafenbetriebe
Jder verarbeitenden Industrie nicht nur
on 1950 und 1960, sondern auch zwi-
€960 und 1970 verringert 55). Allein die
siielle Lockerung der Arbeitsplatzreser-
7 in letzter Zeit zeigt, daB nicht mehr
tind weiBe Facharbeiter zur Verfiigung
JlsodaB, um die Funktionsfahigkeit der
irirtschaft zu gewdhrleisten, zunehmend
iNichtweiBe flir diese Tétigkeit ange-

.gerden miissen.
I}

fdie Hinfithrung der Bantustans zur Un-
nifigkeit kommen die Afrikaner nur in
12nubf des Selbstbestimmungsrechts, so-
se ihren Wohnsitz auch tatsdchlich in-
b dieser neuen ,Staaten” haben. Doch
dieses Selbstbestimmungsrecht der Ban-
AAfrikaner von vornherein einge-
kt, namlich durch die starke finanzielle
sskonomische Abhdngigkeit vom ,wei-
ihtidafrika sowie durch die von der wei-
pegierung bewuBt aufrechterhaltene do-
ende Stellung der Stammeshduptlinge,
fichon allein an der Zusammensetzung
dantustan-Parlamente ersichtlich ist. Je-
1§aBt die Volkswahl einer Minderheit der
Mmentsmitglieder ein gewisses Mall an
Wnahme zu.

ge in den ,Grenzindustrien” beschaftig-
frikaner bedeutet dies, daB sie nur iber
(| politischen EinfluB hinsichtlich ihrer
Wohnbereich betreffenden Lebensbedin-
én verfiigen, jedoch iiber keinen be-
th der /Arbeitsbedingungen, da die Ar-
4ldtze ja im ,Ausland”, d. h. im ,weiBen"
it liegen. Was die nicht nur im ,weiBen”
it beschéftigten, sondern dort auch woh-
an Afrikaner betrifft, so haben die ihnen
{hmen der Politik der ,Getrennten Ent-
mng" gewdhrten politischen Rechte fur
[einerlei praktische Bedeutung, weil der
ifa'phische Bereich, innerhalb dessen sie

'-srcabank, a.8.0.,:5. 7.

Die sich abzeichnende Entwicklung lduft da-
bei darauf hinaus, daB auch in Zukunft die
groBe Mehrheit der Afrikaner als Arbeiter
oder Angestellte im ,weiflen” Sidafrika be-
schaftigt sein wird, wobei von diesen nur
eine Minderheit in den sog. ,Grenzindustri-
en” eine Beschaftigung wird finden konnen;
dies ermoglicht es ihnen zumindest, ihren
‘Wohnsitz innerhalb ihres ,Staatsgebiets”,
also den Bantustans, beizubehalten. Fiir das
Lubrige", das sog. ,weiBle" Siidafrika wird
dies indes bedeuten, daBl die schwarze Bevdl-
kerung auch in der Zukunft die weifie zahlen-
mabBig erheblich tibertreffen wird, Nur werden
die Afrikaner dabei, unabhangig von der Dau-
er ihres Aufenthaltes im ,weifen" Gebiet den
Status von Ausldandern haben, die ihren ,ei-
gentlichen” Wohnsitz in den Bantustans ha-
ben und sich offiziell nur ,zum Zwecke der
Arbeit”, mitnichten also nur ,zeitweilig" dort
aufhalten %),

Die Ergebnisse der Apartheid

diese Rechte zuerkannt bekommen haben,
sich nicht mit ihrem tatsdchlichen Lebensbe-
reich deckt. Die einzige Moglichkeit, auBer
durch direkte politische oder gewerkschaftli-
che Aktionen auf ihre Lebens- wie Arbeitsbhe-
dingungen Einfluf zu nehmen, besteht folg-
lich fiir sie darin, auf ihre ,eigene” Bantu-
stanregierung einzuwirken, nun ihrerseits bei
der Regierung der RSA vorstellig zu werden.
Doch ist die Maoglichkeit, Druck auf die ,ei-
gene" Bantustanregierung auszuiiben, durch
deren finanzielle und wirtschaftliche Abhdn-
gigkeit vom ,weilen" Siudafrika und durch
die Verfassungen der Bantustans selbst be-
schrankt, wonach das allgemeine Wahlrecht
zu den Parlamenten durch die eine Mehrheit
bildenden Hauptlingsvertreter wieder erheb-
lich entwertet wird. So kann gesagt werden,
daB sich im Prinzip fiir die sich aufierhalb der
Bantustans aufhaltenden Afrikaner im Ver-
gleich zu ihrer fritheren Position nichts gedn-
dert hat bzw. durch die politische Unabhéan-
gigkeit der Bantustans nichts dndern wird.

5%) South African Bureau of Racial Affairs (SABRA),
Integration or Separate Development?, Stellenbosch
1952, S. 27; ,Das Eingeborenenwohngebiet in der
Stadt ist lediglich der Ort, an dem der Europder
(= WeiBe) denen, die es bendtigen, in seinem Lan-
desteil eine zeitweilige Unterkunft (temporary
dwelling) verschafft, weil sie fiir ihn arbeiten und
in seinem Dienst ihren Lebensunterhalt verdienen”.
Ansprache von H. F, Verwoerd vom 17. 9, 1956, zit.
n. P. G. J. Koornhof, ,Urban Bantu Policy”, in:
l‘ilh(;?;iie, South African Dialogue, S. 324 (Ubers. v.
erl.).
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Auch 1st dabel der von offizieller stidafrikani-
scher Seite gerne gebrauchte Vergleich mit
den ,Gastarbeitern” in Westeuropa, speziell
der Bundesrepublik Deutschland, im Kern
nicht zutreffend. Der Hauptunterschied liegt
dabei im praktisch umgekehrten Zahlenver-
hadltnis, aber auch darin, daB die Afrikaner in
Siidafrika zu diesem Zwecke iiberhaupt erst
einmal zu Ausldndern gemacht werden muB-
ten bzw. noch missen, denn vélkerrechtlich
sind sie zumindest bis zur Unabhdngigkeit
«dhrer® Bantustans RSA-Staatsangehorige.
Ferner genieBen ,Gastarbeiter” in Westeuro-
pa zumindest volle gewerkschaftliche Rechte
und sind zudem nicht derart drastischen Ein-
schrankungen ihrer Mobilitat unterworfen.
Auf die Lander der EG bezogen konnte in die-
sem Zusammenhang das Problem in der Per-
spektive einer spateren politischen Union
gesehen werden, wahrend es sich in Sid-

afrika um eine politische Parzellierung han-

delt 7)., Auch scheint in Westeuropa eine
spdtere Integration derjenigen auslandischen
Arbeitnehmer, die lange Zeit im ,Gast-
land” ansdassig sind, und nicht mehr in ihr
Herkunftsland zuriickkehren werden, zumin-
dest nicht ausgeschlossen. In Siidafrika indes-
sen wird an der ,Gast"- bzw. ,Wanderarbei-
ter”-Fiktion festgehalten, obwohl inzwischen
56,5%0 aller mannlichen und 72,6 % aller
weiblichen in stadtischen Gebieten registrier-
ten erwachsenen Afrikaner iiber ein Dauer-
aufenthaltsrecht in dem betreffenden Stadtge-
biet bzw. Gruppe von Stadtgebieten wverfii-
gen %¥). Somit gilt selbst nach den restrikti-
ven Zustromkontrollgesetzen Stuidafrikas die
Mehrheit der stadtischen Afrikaner als per-
manent dort ansassig.

7) Dieses Problem wird diskutiert bei Francis
Wilson, Migrant Labour in South Africa, Johannes-
burg 1972, Kap. 7, S. 120—140.

8) J. A, Lombard, P. J. van der Merwe, ,Central
Probleins of the Economic Development of Bantu
Homelands"”, Finance and Trade Review, (Volkskas
Ltd.), X, 1, (June 1972), S. 10. Nach § 10 der Natives
bzw. Bantu (Urban Areas) Consolidation Act be-
kommt derjenige Afrikaner ein solches Dauerauf-
enthaltsrecht, der rechtmaBiqg seit seiner Geburt dort
gewohnt hat oder 15 Jahre dort beschiftigt war
bzw. 10 Jahre beim selben Arbeitgeber. Wahrend
der betreffenden 10 bzw. 15 Jahre mul} er ununter-
brochen im jeweiligen stadtischen Gebiel wohnhaft

gewesen sein. Seit 1971 gilt die jeweilige Aufent- -

haltsgenehmigung nicht nur mehr fiir ein einziges
stddtisches Gebiet, sondern fiir das Gebiet eines
Bantu Administration Board. Andererseits werden
Afrikaner mit Jahresarbeitsvertragen seit 1968
nach Ablauf ihrer Vertrage zuerst wieder in ,ihr"
(Bantustan zuriickgeschickt und koénnen nur dort
wieder einen neuen Jahresvertrag abschliefien. Auf
diese Weise soll verhindert werden, daBi aus den
Bantustans kommende Afrikaner ein Daueraufent-
haltsrecht erwerben kénnen.

B2

Die in letzter Zeit von der siidafrikanise
gierung gemachten Zugestandnisse, i
lich eines Abbaus der Rassentrennung
fentlichen Einrichtungen und verbessel
ruflicher Aufstiegschancen fiir Afrike
der Wirtschaft, sind dabei in erster Lin:
zessionen an die AuBenwelt oder gal
wirtschaftliche Erfordernisse bedingt.!
spielt sicherlich auch die Uberlegun
Rolle, angesichts einer veréndertenl@
tischen Konstellation mogliche inner
fliktherde =zu entscharfen, wie SI.I
auch bei der zurickhaltenden Art d
handlung von Massenstreiks afrikal
Arbeiter durch die Behorden zeigte ),
durch diese Vorgange bedingt zw_;
leichte Verbesserung der sozialen Sif

Bereich keineswegs bedeute, daB die £
ner nun auch politische Rechte im ,wi
Sudafrika bekamen. '

Dali die mnationalsozialistische
nicht gewillt ist, Nichtweifie den W
gleichzustellen, zeigt die Politik gegé
den Kap-Farbigen und den Indern. Ol
fiir sie keine ,Heimatgebiete" abgef
wurden und fur sie auch keine ¢
derte Staatsbiirgerschaft eingefithrt W
wird ihnen die politische Gleichberechfi
verwehrt. Statt dessen wird eine Polity

bedeutet, daB eigens dafiir eingerichtett
trennte Reprdasentationsorgane wie der;
Farbigenrat und der Inderrat eine auf

ser Gremien noch von der Regierung ere
wird. Gemal offizieller Verlautbarungen
len die Kompetenzen der genannten Gre

Kap-Farbigenrat ab 1979 in seiner Ges
heit gewahlt werden, doch ist nicht vor
bar, wie diese Gremien auch nur thi
tisch eine mit dem ,weillen” Parla
vergleichbare Stellung einnehmen kont
die Maglichkeit dreier gleichberechti

59) Dazu kommt die Lockerung des absoluten Sl

verbots 1973 und die AuBerkraftsetzung der My
and Servants Act Ende 1974.

%) Siehe z. B.: Die Nasionale Party se Kleu

beleid (NP-Broschiire). '

| ’i

|
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srschiedene  Volksgruppen reprisen-
er Parlamente innerhalb eines Staats-
o# schlieBt sich aus Grinden der Funk-
Iprigkeit von selbst aus. Nun wurde
dschon von afrikaansen Intellektuellen
ipiglichkeit diskutiert, zur Behandlung
szasamer Angelegenheiten® ein +Ober-
lgent” zu bilden, in dem die betreffenden
diwﬁlkerungsgruppen (WeiBe, Kap-Farbi-
(12r), eventuell auch der Teil der vollstan-
(fihrem Stammesverband herausgelosten
‘fMfrikaner, vertreten waren ®). Doch in
4 Punkt wird wieder das bereits erwahn-
‘gemma“ der afrikaansen Nationalisten
ur: mittels einer Festlegung zensitdrer
aen konnte wohl in einem solchen
‘marlament” die weifie Vorherrschaft ga-
't werden, nicht aber die afrikaans-natio-
‘sche. So konnte dann der mehr liberal
‘terte Teil der weifen Bevélkerung mit
Uitiitzung der nichtweifilen Vertreter eine
e Integrationspolitik werfolgen %)
3 Zlel das die Nationalisten ja gerade
[llfe der Apartheid kategorisch zu ver-
m versuchen,

imwendung der Apartheid in Form des
sitankonzepts und der ,parallelen Ent-
sing” hinsichtlich der Kap-Farbigen und
Jfithrt dabei zu der paradoxen Situation,
i#2n noch weitgehend in ihrer traditionel-
debensweise verhafteten und innerhalb
{itammesverbénde lebenden Bantustan-

ern die politische Unabhdngigkeit zu-
nht wird, wdahrend den verstadterten und
ﬂuropamerten Afrikanern, aber auch den
drollstﬁ.ndig akkulturierten Kap-Farbigen

den kulturell relativ hoch entwickelten
i:l die wesentlichsten politischen Rechte
chalten werden.

ﬂ——-—.—

ibder afrikaanse Soziologe N. J. (Nic) Rhoodie
Vaderland (Johannesburg), 10. und 11. 4.

Die Apartheid stellt den Versuch dar, mit
Hilfe der Bantustanpolitik im Zeitalter der
globalen Dekolonisation eine Art innere
stidafrikanische Dekolonisation durchzufiih-
ren. Auf Grund der sozioGkonomischen Ver-
flechtung und der spezifischen sozialen Schich-
tung konnte und kann dieses Ziel jedoch
nur in einem sehr begrenzten Umfang erreicht
werden. Da die Bantustanterritorien im we-
sentlichen schon 1913 und 1936 fiir die Afri-
kaner ,reserviert’ wurden, andert sich da-
durch fiir das ,weiBe" Stidafrika, von einigen
pragmatischen Zugestdndnissen abgesehen,
nichts. Die Bantustans werden weiterhin die
von der ,weiBen" Volkswirtschaft benétigten
Arbeitskrafte zur Verfiigung stellen, und der
weile Mann wird weiterhin uneingeschrankt
die politische Herrschaft iiber die von ihm
besiedelten GCebiete ausiiben, gleichgiiltig,
wie grof bzw. wie gering sein Anteil an der
Gesamtbevolkerung dieser Gebiete auch ist.
Fiir die Afrikaner wird sich die Position inso-
weit graduell verbessern, als die Bantustans
zumindest formal souverdn sein werden und
deshalb ihre Verhandlungsposition als Ver-
treter der Regierung eines voélkerrechtlich un-
abhdngigen Staates besser als zum gegenwar-
tigen Standpunkt sein wird, zumal sie Kon-
flikte mit dem ,weiflen” Siidafrika dann auf
die internationale Ebene (zum Beispiel die
UNO) heben sowie auch auslandische Finanz-
oder Wirtschaftshilfe in Anspruch nehmen
konnen %), Von einer Verwirklichung des
Selbstbestimmungsrechts jedoch kann flir die
Mehrheit der Afrikaner sowie fiir die Kap-
Farbigen und Inder keine Rede sein.

%2) Eine solche Politik vertritt die kleinere der bei-
den im Parlament vertretenen weiBfien Oppositions-
parteien, die Progressive Party.

%) Mit dem Argument, die Bantustans koénnten
nach der Unabhéngigkeit unter ,kommunistischen
EinfluBb* geraten, wird die Bantustanpolitik von der
offiziellen Opposition, der Vereinigten Partei, ab-
gelehnt, siehe z. B.: House of Assembly Debates
(Hansard), Bd. 41, Spalte 5364 (19. 4. 1972, Opposi-
tionsfiihrer Sir de Villiers Graaff).

B 12



Wolfgang Berner

Der Aufstieg des Iran zur Wirtschaftsmacht und di¢
Entwicklung der iranisch-sowjetischen Beziehunget

In diesen Bericht sind Erfahrungen, Eindriicke und
Informationen eingeflossen, die der Verfasser, der
als: Forschungsbereichsleiter dem Kélner Bundes-
institut fiir ostwissenschafiliche und internationale
Studien angehdért, im Mai 1974 wdhrend eines mehr-
wochigen Aufenthalts im Iran sammelte,

1. Von der Konfrontation zur Kooperation

Geographie und Geschichte haben den Iran
und die Supermacht Sowjetunion zur Nach-
barschaft verurteilt. Das Verhaltnis zwischen
dem Staat Lenins, dessen Fiihrer das Ver-
madchtnis der Oktoberrevolution wverwalten,
und dem iranischen Kaiserreich, in dem sich
tiefgreifende Strukturveranderungen unter
Berufung auf eine zweieinhalbtausendjahrige
Herrschaftstradition wvollziehen, war niemals
unproblematisch. In der Vergangenheit be-
stimmten dabei zumeist die Interessengegen-
satze das zwischenstaatliche Klima, doch seit
einiger Zeit betonen Moskau und Teheran
den Willen zur Zusammenarbeit starker als
die fortbestehenden Divergenzen.

Am Anfang der beiderseitigen Bemiihungen,
iiber die Briicke der Interessenharmonisierung
zu einer durchgreifenden Verbesserung der
Beziehungen zu gelangen, stand eine Initiati-
ve des Schahs, der dem Kreml im August
1962 mitteilen lieB, der Iran werde keiner
fremden Macht die Errichtung von Raketen-
basen auf seinem Hoheitsgebiet gestatten?).
Die positive Reaktion der Sowjetfiihrung au-
Berte sich 1965/66 in der Anbahnung bilatera-
ler sowjetisch-iranischer Kooperationsbezie-
hungen. Dariiber hinaus verfolgt die Sowjet-
union seit geraumer Zeit die Absicht, den
Iran fiir die Beteiligung an einem System
multilateraler Partnerschaftsbeziehungen in
West- und Siidasien zu gewinnen.

Erstmals im Mai 1969 scheint die Sowjetfiih-
rung mit dem Plan, in der bezeichneten Re-
gion eine ,Zone wirtschaftlicher Zusammen-
arbeit” zu schaffen, an die Regierungen eini-
ger benachbarter Staaten herangetreten zu
sein. Der Vorsitzende des sowjetischen Mini-
sterrats, A. N, Kossygin, benutzte bezeichnen-

') Vgl. R. K. Ramazani, ,Iran's Changing Foreign
Policy", in: The Middle East Journal, Washington,
1970, Nr. 4, S. 432; R. Sanghvi, Aryamehr: The Shah
of Iran, London 1968, S. 273—278.
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derweise einen Aufenthalt in der afg
schen Hauptstadt Kabul, um dieses Vork
der Offentlichkeit bekanntzumachen. Dé

bieten” spater jedoch in erster Linie auf
Iran, Afghanistan und die Tirkei?®). Bel
ins Auge gefaBten Wirtschaftsverflech
richtet sich das sowjetische Interesse ~
lem auf langfristige Vereinbarungen iibel
nische Erdgaslieferungen (moglicherweis(
lingere Sicht auch iiber Erdélzufuhren),
rend die Sowjetfiihrung ihrerseits bereil
dem Iran vielfdltige Industrialisierungshil
leisten.

Die Sowjetunion wird sich notgedrungé
noch stirkerem Mafie um iranische Uberh
kungshilfe bemiihen miissen, falls es zut
daB sie schon kurzfristig mit einem betrad
chen Energiestoff-Defizit rechnen muf, {
sich die ErschlieBung grofBer, bisher u
nutzter Erdol- und Erdgasvorkommen in |
rien (bei Tjumen und Jakutsk) erheblich®
zogert hat und deshalb voriibergehend

droht, Der sowjetische Erdol-Importbel
wird voraussichtlich bis 1980 auf schatzul
weise 100 Millionen t ansteigen, wobel

genseitige Wirtschaftshilfe (RGW) benoti
Zusatzmengen noch nicht beriicksichtigt §
Die kleineren osteuropdischen RGW-Lan
bezogen von der Sowjetunion im Jahre 1
rund 100 Millionen t Erdél. Es wird jed
angenommen, daB sie im Jahre 1980 sd
150—170 Millionen t Erd6l importieren miisg
wobei sie vornehmlich auf die Sowjetun
angewiesen sind.

Die sowjetisch-iranische Wirtschaftskoopé
tion geht auf ein Basisabkommen vom 134
nuar 1966 zurick. Es sah sowjetische Li€

?) Vgl. die Berichte in: Neue Ziircher Zeitung ¥
20. 6. 1969; ,Far Eastern Economic Review", Ho
kong, 1969, Nr. 27, S. 14f.; ,Die Welt", Hamby
12. 9. 1969. _
9 Ein weiterer nichtsozialistischer Staat, der imt
wieder in derartige Uberlegungen einbezogen wi
ist Finnland im Nordwesten der Sowjetunion.



rungen fir die Errichtung eines Eisen- und
Stahlhiittenwerkes bei Isfahan und fiir die Er-
richtung einer Maschinenfabrik bei Arak vor
sowie eine sowjetische Beteiligung am Bau
einer Erdgasfernleitung, mit der eine Trans-
portverbindung zwischen den siidwestirani-
schen Vorkommen und der sowjetischen
Grenze geschaffen werden sollte. Als Gegen-
leistung sicherte sich die Sowjetunion irani-
sche Erdgas-Lieferungen fiir den Zeitraum
1970—85 in Jahresmengen bis zu 10 Milliarden
cbm (insgesamt 140 Mrd. cbm). Genaugenom-
men handelte es sich bei dieser Ubereinkunft
also um ein ,Kompensationsabkommen”.

Fin AnschluBabkommen wurde am 22. Juni
1968 unterzeichnet, ein weiterer Vertrag tiber
wirtschaftliche und technische Zusammenar-
beit mit 15jdahriger Laufzeit am 12. Oktober
1972, wahrend der Schah zu einem Staatsbe-
such in Moskau weilte. Die sowjetischen Kre-
dite fiir das Hiittenwerk in Isfahan, dessen er-
ste Produktionsstufe am 16, Marz 1973 in An-
wesenheit Kossygins offiziell in Betrieb ge-
nommen wurde, erreichten inzwischen eine
Gesamthohe von 500 Millionen Dollar (ver-
gleichsweise kreditierte die Sowjetunion den
Assuan-Hochdamm mit 325 Mio. Dollar). Bis
zum Jahresende 1972 stand der Iran in der Li-
ste der Lander, die bisher sowjetische Ent-
wicklungshilfe bezogen haben, an dritter Stel-
le (10089 Mio. Dollar fiir den Zeitraum 1954
bis 1972) hinter Indien und Agypten?), das
vermutlich inzwischen die zweite Position an
den Iran verloren haben diirfte.

Die Maschinenfabrik in Arak und die Trans-
iranische Erdgasleitung (Iranian Gas Trunk-
line = IGAT) sind ebenfalls inzwischen fertig-
gestellt worden. Eine Verdoppelung der IGAT-
Kapazitit wird in Erwdgung gezogen. Von
rund 90 sowjetisch-iranischen Gemeinschafts-
projekten konnte man bisher ungefahr die
Halfte zum Abschlufl bringen.

So verfiigt die sowjetisch-iranische Koopera-
tion allem Anschein nach iiber eine jetzt
schon recht tragfahige und breite Grundlage.
Dennoch ist fraglich, wie der Iran sowjetische
Vorschlage beantworten wiirde, die auf eine
weitere Verstarkung der Industrialisierungs-
hilfe und zugleich auf eine erhebliche Steige-
rung der vom Iran zu liefernden Primadrener-
giekontingente abzielten. Viele Anzeichen
deuten darauf hin, daB Teheran den sowjeti-
schen EinfluB in Grenzen halten mdéchte.

%) Vgl. Sowjetunion 1973, hrsg. vom Bundesinstitut
flir ostwissenschaftliche und internationale Studien
(Kéln), Miinchen 1974, S. 110 f,, 112, 162 f.
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2. Die technisch-wirtschaitliche Zusammen-
arbeit :

Die Problematik einer weiteren Intensivie-
rung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit
mit der Sowjetunion ist gutinformierten Ira-
nern durchaus bewuBt., Man macht jedoch
geltend, daB es psychologisch und taktisch
unklug wdre, den machtigen sowjetischen
Nachbarn im Norden von der Mitwirkung am
iranischen Industrialisierungsprogramm aus-
zuschlieBen. Vielmehr betont man, die kon-
trollierte wirtschaftliche Kooperation mit der
Sowjetunion sei ein wesentliches Element der
iranischen Sicherheitspolitik. Man habe sich
nach sorgfdltiger Abwagung aller Vor- und
Nachteile endlich dazu entschlossen, der So-
wjetunion in diesem Bereich und ebenfalls im
Hinblick auf die offizielle sowjetische Kultur-
propaganda prinzipiell gleiche Wirkungsmég-
lichkeiten wie den Amerikanern, den Westeu-
ropdern und den Japanern einzurdaumen.

Offenbar hdlt man es fiir riskanter, Kooperati-
onsangebote der Sowjetunion abzulehnen, als
auf sie einzugehen. Um jedoch zu verhindern,
dabB der sowjetische Nachbar als Wirtschafts-
partner {iibermdBigen oder gar dominanten
EinfluB erlangt, entfaltet die iranische Fiihrung
standig neue Initiativen zur Begrenzung des
Risikos durch Gegengewichte: Auch aus die-
sem Grunde sind zusdtzliche Investitionen der
USA und Westeuropas sehr gefragt; Beitrage
Japans, der VR China oder sogar Israels wer-
den ebensowenig verschméaht. Insgesamt be-
treibt Teheran demnach eine sehr subtile
Gleichgewichtspolitik, bei der es vor allem auf
die sorgfdltige Ausbalancierung des sowjeti-
schen Einflusses bzw. der von beiden Super-
madchten ausgehenden Einfliisse ankommt.

Nach Ansicht kompetenter iranischer Beob-
achter bezahlt ihr Land sogar einen Aufpreis
fiir die mit der Wirtschaftskooperation er-
wirkte Verbesserung der sowjetisch-irani-
schen Beziehungen. So wird geltend gemacht,
die langfristigen Liefervereinbarungen fiir ira-
nisches Erdgas brachten der UdSSR schon
jetzt betrdchtlichen finanziellen Vorteil ).

%) Urspriinglich hatte man einen 1 000-Kubikmeter-
Preis von 6 Rubel (6,65 Dollar) festgelegt, aufge-
gliedert in einen Mindestfestpreis von 4 Rubel und
einen variablen Anteil von 2 Rubel (Iran Almanac
1969, S. 347—350). Im Juli 1973 setzte Teheran
eine Erhéhung auf rund 9 Dollar durch, nachdem
sich gezeigt hatte, daB die Sowjetunion fiir ihre
Erdgasexporte Preise berechnete, die fast doppelt
so hoch wie der von ihr fiir iranisches Erdgas be-
zahlte Preis waren (,Financial Times”, 25. 9. 1973).
Von der Bundesrepublik erhielt sie im Jahre 1974
rund 13,20 Deollar, von Osterreich 15,10 Dollar je
1 000 cbm. :
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Ny egen HIUSsSe der 1ian bel den sowjeti-

schen Industrieanlagen, die er als Gegenlei-
stung erhalte, immer wieder erhebliche Man-
gel und Anlaufschwierigkeiten in Kauf neh-
men, was auch fiir das Isfahaner Stahlwerk
zutreffe.

Man spricht von einer Ubergangsperiode, die
voraussichtlich noch 15—20 Jahre dauern wer-
de. In dieser Frist, so betont man, miisse der
Iran sein Industrialisierungsprogramm im we-
sentlichen zu Ende fithren. Das Ziel sei klar:
Bis dahin miisse sich der Iran als fithrender
Industriestaat Westasiens und als allseits re-
spektierte, starkste Militarmacht im Bereich
des Persischen Golfs endgiiltig etabliert ha-
ben.

3. Das Stahlwerk Aryamehr bei Isiahan

Der groBie Stahlwerkskomplex in Aryashahr,
42 km stdwestlich von Isfahan gelegen, gilt
bei der Sowjetfiihrung und den Iranern in
gleichem MabBe als Gipfelleistung und Test-
feld der sowjetisch-iranischen Zusammenar-
beit im Rahmen des iranischen Industrialisie-
rungsprogramms. Die bisherigen Erfahrungen
konnten die iranische Seite jedoch nicht recht
zufriedenstellen. Planungsfehler und Verfah-
rensmangel machten in der Anlaufzeit wie-
derholt grofere Umrilistungen notwendig. Ko-
stenvoranschlage und Terminplane konnten
nicht eingehalten werden. Produktionsausfal-
le und AusschuBiproduktion verursachten viel
VerdruB.

Der Komplex umfaft eine Kokerei, eine Ei-
senhiitte mit Sinteranlage und Hochofenanla-
ge, ein Stahlwerk und ein Walzwerk, dessen
Jahreskapazitdat sich z. Z. auf 600000 t Walz-
erzeugnisse beziffert. Die Kapazitdt soll bis
Mitte 1976 auf 1,9 Millionen t und bis Ende
1978 auf 4 Millionen t Rohstahl ausgebaut
werden. Nach Sicherung ausreichender Erz-
und Kohlevorkommen hat man eine weitere
Kapazitdlssteigerung auf schlieflich 8 Millio-
nen t pro Jahr ins Auge gefaBt. Die vorberei-
tenden Arbeiten hierfiir sind bereits angelau-
fen. Das Walzwerk produziert hauptsachlich
Baustahle, die geringeren Ansprichen genii-
gen. Betrachtliche Schwierigkeiten ergeben
sich oft im Hinblick auf die Gewadhrleistung be-
stimmter Qualitdtsnormen. Die Werksleitung
sah sich wiederholt veranlaBt, im Interesse
kurzfristiger Mangelbeseitigung auch Fach-
leute aus nichtsozialistischen Landernt zur
Hilfeleistung heranzuziehen. Der Verkaufsbe-
ginn fiir Erzeugnisse des Hiittenwerks verzo-
gerte sich infolgedessen bis zum Januar 1974.
Dem Handel wurde mitgeteilt, daB ein Kon-
tingent von 105000 t Eisentragern verfiigbar
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sel, jedoch mit der MafBlgabe, daB nur Mindest-
bestellungen fiir 2 000 t und dariiber entgegen-
genommen werden konnten, bei Selbstabho-
lung gegen Barzahlung 9).

Bleche werden iiberhaupt nicht hergestellt.
Mit der Erzeugung von Flachstdhlen fiir hohe
Beanspruchung — etwa fiir die GroBréhren-
produktion — ist auf absehbare Zeit nicht zu
rechnen. Die Leitung des Rohrenwerks in Ah-
vaz geht davon aus, ihren Flachstahlbedarf
noch mindestens sechs Jahre, bei einigen Sor-
ten zehn Jahre lang mit Importlieferungen
decken zu missen.

Das Isfahaner Stahlwerk sollte urspriinglich
— auf der Basis einer alteren deutschen Mo-
dellkonzeption — nach dem LD-Verfahren ar-
beiten. Nachtraglich stellte sich heraus, daf
der Phosphorgehalt der in den Gruben bei
Bafq gewonnenen Eisenerze die fiir dieses
Verfahren geltenden Hochstwerte erheblich
ubersteigt. Inzwischen wurde das Werk auf
das BOS-Verfahren umgestellt, Es verfiigt
jetzt liiber zwei hochmoderne Sauerstoffdurch-
blaskonverter mit einer Kapazitat von je 80 t.
Das Walzwerk umfaBt zwei WalzstraBen.

‘Bei der Sinteranlage, deren Ausstol gegen-

wartig den Anforderungen in etwa geniigt,
soll die Jahreskapazitat bis 1978 auf 5 Millio-
nen t angereichertes Eisenerz gesteigert wer-
den. Von den Hochoéfen ist erst einer in Be-
trieb, ein zweiter befindet sich im Bau. Die
Kokerei verwendet hauptsdchlich Kohle aus
den Gruben des Kerman-Reviers, die (ab Za-
rand) auf dem Schienenwege herangefiihrt
wird. Zusatzlich wurde bisher Kokskohle aus
der Bundesrepublik mit einem Anteil von 8 bis
10 Prozent eingesetzt. Die Eisenerzvorkommen
liegen in der Ndhe derselben Bahnlinie.

Die Grubenausriistungen stammen zum grof-
ten Teil ebenfalls aus der Sowjetunion. Dies
gilt auch fiir die Betriebe, in denen Kalk, Do-
lomit, Quarzit und Manganerz fiir den Bedarf
des Stahlwerkskomplexes gewonnen werden.
Sie sind mit dem Werk Aryamehr in der Na-
tional Iranian Steel Company (NISCO) zusam-
mengefalt.

Heute bereits ist die NISCO, deren Gesamt-
personalbestand mehr als 60 000 Beschaftigte
umfaBt, das groBte nicht auf dem Erdél-Erd-
gas-Sektor tatige Industrieunternehmen des
Iran. Die Produktionsabteilungen des Gesamt-
komplexes zdhlen rund 7 000 Belegschaftsmit-
glieder (Arbeiter, Techniker, Ingenieure), da-
von etwa 750 Sowjetrussen. Der Verwaltung
des Stahlwerks gehoren keine Sowjetexperten

% .Ettelaat”, Teheran, 25. 2. 1974

18




an7), Im Bereich Aryashahr sind allein 30 000
Personen beschaftigt, darunter allerdings
auch zahlreiche Bauingenieure, Techniker
und Arbeiter, die in den Ausbaustufen oder
auf Nebenbaustellen (Service-Betriebe, Werks-
siedlungen usw.) eingesetzt sind.

Wie ein PR-Vertreter des Unternehmens an-
gab, wurden rund 2 000 iranische Belegschafts-
mitglieder des Hiittenwerks (Techniker und
Facharbeiter) auf besonderen Lehrgdngen in
der UdSSR oder in Indien ausgebildet. Zum
groBeren Teil erhielten sie ihre Schulung in
der Sowjetunion; den tibrigen dienten die in
Indien errichteten sowjetischen Stahlwerke
als Ausbildungsstatten.

4. Das Aufbauprogramm der iranischen Stahl-
industrie

Die iranische Regierung plant, neben Isfahan
einen zweiten Schwerpunkt der Stahlproduk-
tion bei Ahvaz zu schaffen. Ein iranisches
Privatunternehmen betreibt dort bereits ein
ausschlieBlich Schrott verarbeitendes Stahl-
werk mit vier Elektro-Ofen und einer Gesamt-
kapazitat von 65000 t pro Jahr, das liber eine
StrangguBanlage und Walzwerke fiir die Pro-
duktion wvon Profilstahl, Moniereisen und
Walzdraht verfugt. Die gleiche Gruppe beab-
sichtigt, dort ein weiteres Elektrostahlwerk
mit fiinf Lichtbogenofen zu jeweils 150 t (Ge-
samtkapazitdat: 400000 t pro Jahr) anzusie-
deln, in denen wvornehmlich Eisenschwamm
als Einsatzmaterial verwendet werden soll.
Dies wiirde die Erzeugung von Qualitatsstahl
ermaoglichen.

Die 1973 gegriindete staatseigene Firma Na-
tional Iranian Steel Industries Company (NI-
SIC) errichtet bei Ahvaz, wo Erdgas im Uber-
fluB zur Verfiigung steht, ein Stahlwerk mit
einer Gesamtkapazitat von 2,5—3 Millionen t
jahrlich, dessen Abteilungen jeweils ein Di-
rektreduktionsverfahren auf Gasbasis anwen-
den. In Auftrag gegeben wurden eine Midrex-
Korf-Anlage (Kapazitdt: 1,2 Mio. t) bei der
Firma Korf, Diisseldorf, eine PUROFER-Anla-
ge (Kapazitat: 330 000 t) bei der Firma Thys-
sen, sowie eine Hyl-Anlage (Kapazitat: 1 Mio.
t) bei der amerikanischen Dresser-Gruppe.
Von der Gesamtproduktion sollen rund 1,5
Millionen t Eisenschwamm den Werken des
privaten Sektors zur Stahlherstellung zuge-
fiihrt werden, widhrend der Rest zur Herstel-
lung von Brammen und Blocken verwendet
wird. Alle drei Direktreduktionsanlagen kon-

) Anfang 1971 sollen sich insgesamt rund 1500
Sowjetspezialisten im Iran aufgehalten haben (C.
Hollingsworth in: Daily Telegraph vom 23. 3. 1971).
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nen voraussichtlich im zweiten Halbjahr 1976
in Betrieb genommen werden. Die zugehorige
Pelletisierungsanlage sowie das angeschlosse-
ne Elektrostahlwerk mit Stranggufianlage
werden 1977 anlaufen.

In Ahvaz arbeitet bereits ein NIOC-Grofirch-
renwerk mit einer Jahreskapazitat von
240 000 t (Rohren bis 42 Zoll), dazu eine Band-
und Rohrenstreifenstrafie und ein Kleinroh-
renwerk (*/e—6 Zoll) einer Privatgesellschaft.
Eine Anlage zur Herstellung nahtloser Réhren
befindet sich im Bau. Fiir die meisten der vor-
handenen Werksanlagen sind erhebliche Er-
weiterungen vorgesehen.

Die NISIC, die sich auf die Anwendung von
Direktreduktionsverfahren konzentriert (wah-
rend das Arbeitsfeld der NISCO auf Oxygen-
stahlverfahren beschrankt wurde), wird —
voraussichtlich in Zusammenarbeit mit einer
britischen Partnerin — in Isfahan zusatzlich
zu dem Hiittenwerk in Aryashahr ein inte-
griertes Hittenwerk mit einer Direktredukti-
onsanlage (Kapazitat: 1 Mio. t) und einem
Kaltwalzwerk gleicher Kapazitit erstellen.

Ein weiterer Hiittenkomplex mit einer grofien
Direktreduktionsanlage (Kapazitat: 2—3 Mio. )
soll am Persischen Golf, voraussichtlich bei
Bushehr oder Kangan, entstehen. Entspre-
chende Absichtserklarungen wurden auf der
deutsch-iranischen Investitionskonferenz im
April 1974 von der NISIC und einem deut-
schen Firmenkonsortium (Krupp-Korf-Klock-
ner-Salzgitter-Mannesmann) unterzeichnet. Die
Fertigstellung des Projekts bis 1980 ist in
Aussicht genommen.

Aufgrund einer Vereinbarung vom Juni 1974
wird die NISIC in Verbindung mit dem italie-
nischen FINSIDER-Konzern eine Direktreduk-
tionsanlage mit einer Jahreskapazitat von 2

‘bis 3 Millionen t in Bandar Abbas errichten.

Die angeschlossenen Walzwerke mit gleicher
Kapazitat sollen Flachstahlerzeugnisse fiir den
Inlandsbedarf und den Export produzieren.
Drei bis vier weitere Direktreduktionsanlagen
noch nicht festgelegter Grofie sollen spater
hinzukommen. Anscheinend besteht die Ab-
sicht, die Hafenstadt Bandar Abbas ebenfalls
zu einem grofien, jedoch hauptsachlich export-
orientierten Zentrum der iranischen Stahlin-
dustrie zu machen.

AuBerdem ist ein kleines NISIC-Werk mit ei-
ner Jahreskapazitat von maximal 500 000 t bei
Mashhad geplant. Zwei Edelstahlwerke, die
als Vormaterial Eisenschwamm von der NI-
SIC beziehen werden, will man in Verbindung
mit einer franzosischen und einer osterreichi-
schen Firma errichten, wobei Endkapazitdaten
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von 250 000 t und 100 000 t pro Jahr vorgese-

hen sind 8).

Im Rahmen einer so breit angelegten und
vielgliedrigen Stahlindustrie wird das Hiitten-
werk Isfahan-Aryashahr zwar immer eine ge-
wichtige, aber keineswegs dominante Rolle
spielen. Als iranisches Planziel fir das Jahr
1983 ist eine Jahresproduktion von 15 Millio-
nen t Rohstahl in Aussicht genommen. An
diesem Aufkommen wadre das groffie Oxygen-
stahlwerk dann mit 7—8 Millionen t beteiligt,
doch ist bei einigermafien termingerechter
Durchfithrung der meisten anderen Vorhaben
sogar mit einer betrachtlichen Ubererfiillung
des Plansolls fiir 1983, d. h. mit einer Jahres-
produktion von 16—18 Millionen t Rohstahl
zu rechnen,

5. Sowjetische Erdgas- und Erddélinteressen

Wie iranische Gesprdchspartner gelegentlich
andeuten, hat die sowjetische Seite bei den
Verhandlungen iiber iranische Erdgaslieferun-
gen wiederholt die Frage angeschnitten, ob es
nicht rationeller wire, fiir diesen Zweck mit
der AufschlieBung und Ausbeutung der be-
kannten studaserbajdschanischen Erdol- und
Erdgasvorkommen zu beginnen. Angeblich
verfiigt die Sowjetunion iiber eigene Prospek-
tierungsdaten aus den Jahren 1941—46, in de-
nen sie den iranischen Siiden von Aserbajd-
schan besetzt hielt. Indessen behandelt der

Iran diese Vorkommen bewuBt als indisponi-

ble Reserve. Bei der Suche nach neuen Erdol-
und Erdgasquellen konzentriert man sich auf
andere Gebiete: auf den Nordosten, auf den
Stidosten und auf den Siiden des Landes, hier
besonders auf die Kiistenschelfzone im Persi-
schen Golf. Dagegen beschrdankt man sich im
Nordwesten auf seismographische und andere
geologische Sondierungen, um sowjetischen
Expansionstendenzen in Aserbajdschan kei-
nen zusatzlichen Anreiz zu bieten,

Schon bei den Verhandlungen, die dem Erd-
gas-Abkommen vom Januar 1966 vorausgin-
gen, soll die sowjetische Seite zum Ausdruck
gebracht haben, daB sie einen kiirzeren
Transportweg dem AnschluB an die grofie
iransiranische Gasfernleitung (IGAT = Irani-
an Gas Trunkline) vorgezogen hdtte. Diese
verbindet die siidwestpersischen Erdélfelder
im Raum Ahvaz-Marun-Aghajari iiber eine
Distanz von rund 1200 km mit der iranisch-
sowjetischen Grenzstation Astara am Kaspi-
schen Meer. Die Sowjetunion beteiligte sich
schlieBlich am Bau des Abschnitts Saveh-
Astara (rund 600 km) und lieferte Kompressi-
ons- und Pumpstationen fir das gesamte Lei-
tungssystem ?).
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Die Trassenfiihrung von dem siidlichen
IGAT-Sammelkopf Bid-e-Boland iiber Tange
Pirzal bis Saveh halt ibrigens sichtlich Ab-
stand von den Landesgrenzen gegeniiber dem
Irak, der Tiirkei und der Sowjetunion. Erst ab
Qasvin strebt die Leitung auf dem kiirzesten
Weg zum Kaspischen Meer und dann weiter
— der Kiistenlinie folgend — zur sowjeti-
schen Grenze. Iranischerseits betont man, die
IGAT-Trasse sei so gelegt worden, da mog-
lichst viele Industrialisierungsschwerpunkte
(z. B. Isfahan, Arak, Qom, Rey, Teheran, Ka-
radj, Qasvin) iliber kurze AnschluBistrecken
mitversorgt werden konnen.

Der Iran hat sich verpflichtet, der Sowjetuni-
on im Zeitraum 1970—85 insgesamt 140 Mil-
liarden cbm Erdgas tiber die IGAT zuzufihren,
das sind 9,3 Milliarden cbm im Jahresmit-
tel 1%), Nach iranischen Angaben belief sich
die Abgabemenge im Jahre 1972 auf 8,2 Mil-
liarden cbm, im Jahre 1973 auf iiber 10 Mil-
liarden cbm. Die Kapazitat der Leitung be-
tragt z. Z. ungefahr 13 Milliarden cbm, was
einer Inanspruchnahme von rund 80 Prozent
fiir die Lieferungen an die UdSSR entspricht.
Eine Steigerung der Jahresleistung auf 16,5
Milliarden c¢bm durch Verstarkung der Kom-
pressions- und Pumpanlagen wird im Rah-
men einer 1. Ausbaustufe bereits vorgenom-
men 1),

Im allgemeinen beurteilt man die Erdgasliefe-
rungen an die Sowjetunion im Iran sehr posi-
tiv, da noch immer mehr als 60 Prozent des in
den Erdél-Forderbetrieben anfallenden Erdga-
ses ungenutzt bleibt, d. h. direkt abgefackelt
werden mufi. Auf langere Sicht ist indessen
mit einem starken Anwachsen des iranischen
Eigenbedarfs im Zuge der Industrialisierung
zu rechnen. Erdgas wird als Heizgas fiir Indu-
striebetriebe, fiir die kleingewerbliche Wirt-
schaft und fiir die stadtischen Haushaltungen
in wachsendem Umfang Verwendung finden.
Auch ist geplant, eine Reihe neuer Warme-

8 Vgl. M. R. Amin, ,Der Aufbau der Stahlindustrie
in Iran”, Bericht Nr. IISI/G/808/0 des International
Iron and Steel Institute, Briissel 1974 (hektogra-
phiert).

%) Fiir den siidlichen Abschnitt bis Saveh waren
Rohre mit einem Querschnitt von 32 Zoll (81,28 cm)
vorgesehen, fiir den nérdlichen Abschnitt 40-Zoll-
Rohre (101,60 cm). Alle Rohre muBten von der
iranischen Seite gestellt werden. Insgesamt waren
21 sowjetische Kompressorstationen zu installieren.
19) Die Lieferungen begannen Ende 1970 mit einer
Anlaufmenge von 964,900 Mio. cbm. Die Jahreslei-
stung 1971 betrug 5 622,600 Mio. cbm (vgl. Vnein-
jaja torgovlja SSSR za 1971 god. Statisti¢eskij obzor,
Moskau 1972, S. 241).

1) Fiir diesen Zweck sind 16 zusdtzliche Turhokorq—
pressoren erforderlich (vgl. National Iranian Oil
Company 1972, Teheran, S. 205).
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- kraftwerke mit Erdgas zu betreiben. SchlieB-
lich ist Erdgas ein wichtiger Ausgangsstoff
- fir industrielle Produktionsprozesse (Olefin-

Chemie, Autoreifen-Herstellung usw.). Das

~ iranische Interesse am Erdgasexport dirfte

also voraussichtlich mit dem Ansteigen des
Eigenbedarfs iiber einen bestimmten Nut-
zungsgrad hinaus rasch erlahmen.

~ Seit 1973 wird indessen das Projekt eines ira-

nisch-sowjetischen Dreiecksabkommens mit
der Bundesrepublik Deutschland erdrtert, das
den Iran zur Lieferung zusatzlicher Erdgas-
mengen an die UdSSR verpflichten wiirde,
wdhrend diese wiederum aus eigenen Vor-
kommen eine entsprechende Menge an die
Bundesrepublik abgeben miifite. Auf der ira-
nischen Seite empfehlen die Experten iiber-
wiegend fiir dieses Vorhaben die Verdoppe-
lung oder Verdreifachung der IGAT-Kapazitat
durch Hinzufiigung einer zweiten und eventu-
ell dritten Rohrleitung auf derselben Trasse.
Fiir die Lieferungen an die Bundesrepublik
Deutschland im Rahmen des Dreiecksverkehrs
ist eine GroBenordnung von rund 13 Milliar-
den cbm pro Jahr ins Auge gefafBit, doch rech-
net man damit, daB andere westeuropdische
Lander zusatzliche Mengen abnehmen wiir-
den. Die Kosten fiir eine zweite Rohrleitung

" werden auf 1 Milliarde Dollar geschédtzt. An-

scheinend war es schwierig, in bezug auf ihre
Aufbringung und die Berechnung des Erdgas-
preises eine alle drei Seiten befriedigende Ei-
nigung zustande zu bringen. Dem Vernehmen
nach soll die Sowjetunion auch bei dieser Ge-
legenheit wieder auf die Mdoglichkeit hinge-
wiesen haben, durch Anzapfung der aserbajd-
schanischen oder anderer nordiranischer
Vorkommen %) die Kosten erheblich zu redu-
zieren und den Gestehungspreis zu senken.

Einen dringlichen Wunsch nach iranischen
Erdol-Lieferungen scheint die Sowjetunion
bisher noch nicht vorgebracht zu haben '¥).
Gewisse Vorkehrungen gegen derartige An-
forderungen sind wvon iranischer Seite inso-
fern bereits getroffen worden, als es zu einem
Leitprinzip der Teheraner AufBenwirtschafts-

%) Auf der 4. Tagung der Gemeinsamen Sowjetisch-
Iranischen Kommission flir Wirtschaftskooperation
(Moskau, 2.—10. 8, 1972) drangte die Sowjetunion
auf zusdtzliche iranische Erdgaslieferungen, insbe-
sondere auch aus den Vorkommen von Sarakhs
(ostlich von Mashhad) an der iranisch-sowjetturke-
stanischen Grenze; zum Protokoll vgl. ,Pravda”,
11. 8, 1972. Vgl. dazu auch den Bericht in: Financial
Times vom 30. 10. 1973.

%) Angeblich regie Staatsprdasident N. W. Podgor-
nyj allerdings im April 1970 bei einem Besuch im
Iran die Erganzung der Ergasleitung durch eine Erd-
olleitung an (vgl. G. Lenczowski, Soviet Advan-
ces in the Middle East, Washington 1971, S. 33).
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politik erkldrt wurde, kiinftig zwar den Ex-

port von Raffinerie-Produkten stetig zu stei-

gern, aber im gleichen MaBe den Rohol-Ex-

port kontinuierlich zu drosseln. Zur Begriin-
dung dient das von der iranischen Fiihrung
standig wiederholte Argument, die Erdélvor-
rate des Landes miiiten mit duBerster Spar-
samkeit bewirtschaftet werden, weil sie vor-
aussichtlich nur noch fiir 20—30 Jahre reich-
ten; deshalb miisse auch die Industrialisie-
rung in demselben Zeitraum im wesentlichen
zum Abschlufl gebracht werden.

Nach Meinung der Geologen sind solche
Schdtzungen zu niedrig angesetzt. Der offiziel-
le Zweckpessimismus ist vermutlich politisch
motiviert. Als Beweggriinde fithrt man an:
das innenpolitische Motiv (Alarmierung der
Offentlichkeit zum Zweck der Mobilisierung
aller verfiigbaren Krafte fiir die beschleunigte
Industrialisierung), das auBenwirtschaftliche
Motiv (Rechtfertigung einer harten Preispoli-
tik) und das auBenpolitische Motiv der vor-
sorglichen Errichtung einer starken defensiven
Verhandlungsposition gegentiber der Sowjet-
union, von der man weif}, daB sie bald nicht
mehr ohne umfangreiche Erdél-Importe aus-
kommen wird,

6. Leitlinien der iranischen Regionalmacht-
politik

Seit 1965 betreibt der Iran eine selbstbewuf-
te, mit zielstrebiger Aufriistung verbundene
Regionalmachtpolitik, die den Raum des Per-
sischen Golfs gegeniiber der unmittelbaren
EinfluBnahme der Sowjetunon und anderer
GroBBméachte abschirmen soll 1), Ostentativ
richtet sich die iranische Riistungs- und Si-
cherheitspolitik in erster Linie gegen den
Irak, mit dem sich der Iran seit langem aus
vielfdltigen Griinden in einem Konfliktzu-
stand befindet, wahrend die Sowjetunion im
April 1972 den fiir Teheran schockierenden
»Fehler" beging, mil dem Irak einen Freund-
schaftsvertrag zu schlieBen. Zugleich bemiiht
sich der Iran sehr intensiv um die Herstellung

') Nach programmatischen Erklirungen des Schahs
im Marz 1965 hinsichtlich der militarischen Siche-

rung dieses Raums bewilligte das iranische Parla-

ment im Herbst desselben Jahres Miltel in Hohe
von rund 400 Mio. Dollar fiir Aufristungszwecke,
die vor allem fiir den Ausbau der Marinestreit-
krifte benutzt wurden. Der Abzug der Briten von
Aden (November 1967), dem die Raumung aller
ihrer Stitzpunkte ,ostlich von Suez” bis zum No-
vember 1971 folgte, bestarkte noch den iranischen
Vorsatz, der Entstehung eines Machtvakuums im
Bereich des Persischen Golfs durch eigene Macht-
entfaltung vorzubeugen. Vgl. A. J. Cottrell, Iran
... in: Iran, the Arabs and the Persian Gulf, in:
»Orbis*, 1973, ... Nr. 3, S. $78—088.
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eines Partnerschaftsverhdltnisses mit Saudi-

Arabien. Teheran verzichtete deshalb im Jah-
re 1970 auch offiziell auf historische Ansprii-
che, welche die Riickgewinnung der ehemals
iranischen Insel Bahrein betrafen !%), Seither
konnte sich der Schah bei seiner Golf-Politik
wenn nicht auf das Einverstdandnis, so doch
auf die stillschweigende Duldsamkeit Koénig
Feisals verlassen, beispielsweise bei der Be-
setzung der Tomb-Inseln in der Golf-Zufahrt
im November 1971, bei der systematischen In-
tensivierung der iranischen EinfluBnahme auf

die Golfemirate Stidostarabiens und bei sei-

nem Entschluff, dem Sultan von Oman im
Kampf gegen die PELOAG-Rebellen in Dhofar
militarischen Beistand zu gewahren.

DaB die PFLOAG-Guerillagruppen nicht nur
von der Volksrepublik Jemen (Aden), sondern
zeitweise auch von Kuba militdarische Hilfe
erhielten, ist allgemein bekannt. In Teheran
wie in Riad vermutete man dahinter ein gewis-
ses indirektes Engagement der (hier mit Pe-
king rivalisierenden) Sowjetunion. Die bei-
derseitige Bereitschaft, solchen Machenschaf-
ten gemeinsamen Widerstand entgegenzuset-
zen, gehort ebenfalls zu den Elementen, die
das Bewulitsein weitgehender Interessenkon-
vergenz zwischen dem Irgn und Saudi-Arabi-
en verstarkten. Inzwischen sollen die irani-
schen Einsatzverbande in Oman stark redu-
ziert worden sein.

Wie viele Iraner betonen, kann ein wirkliches
Vertrauensverhaltnis zwischen der iranischen
und der Sowjetfithrung nicht entstehen, so
lange die Sowjetunion einen Freundschafts-
und Biindnisvertrag mit dem Irak unterhalt.
Berichte der Weltpresse, dafl der irakische
Golfhafen Umm Qasr zu einem sowjetischen
Marinestiitzpunkt ausgebaut werden soll, wo-
mit die Aussicht auf eine stdandige sowjeti-
sche Flottenprasenz im Persischen Golf ver-
woupft ist, vergrobern noch die iranischen Be-
sorgnisse.

Die Feindschaft zwischen Teheran und Bag-
dad hat tiefe historische Wurzeln. Das iraki-
sche Schiiten-Problem, die Kurden-Frage und
der revolutionare Anspruch des irakischen
caath-Regimes sind mit diesem Antagonismus
ebenso verwoben wie iranisches MiBbehagen
uber das Anwachsen des arabischen Bevolke-
rungsanteils im Sudwest-Iran (Khusistan, Siid-
luristan). Im Raum von Abadan, den der Irak
seit 1959 als arabisches Gebiet bezeichnet, be-

%) Ebenda, S. 982; ferner: The Middle East, Hrsq.
P. Mansfield, London 1973, S. 193f., S. 289 {.

B 12

tragt er anndhernd 50 Prozent %), Tatsachlich
gibt es fiir die Iraner praktisch kein Israel-
Problem, wohl aber Araber-Probleme. An der
Unvertraglichkeit und Brutalitdt der iraki-
schen Machthaber (,Irakismus”) nimmt man
in besonderem MaBe AnstoB. Der Iran sucht
den Irak innerhalb der arabischen Welt da-
durch zu isolieren, dafi er systematisch seine |
bilateralen Beziehungen zu den anderen ara-
bischen Staaten in einer fiir diese vorteilhaften
Weise ausbaut 7). L

Wahrend im Iran der schiitische Islam Staats-
religion ist, sind die Schiiten im Irak — bei ei-
nem Bevoélkerungsanteil von rund 50 Prozent |
— eine in vieler Hinsicht diskriminierte, ja
unterdriickte Konfessionsgruppe. Unter dem |
iranischen Blickwinkel reprasentiert die iraki- |
sche Regierung nur die dominante arabisch- |
sunnitische Minderheit (rund 25 Prozent) der
irakischen Bevolkerung. Die irakischen Kur-
den (rund 2 Mio. Menschen, bzw. 20 Prozent
der Bevolkerung) sind zwar zumeist Sunniten,
doch befinden sie sich seit 1961 in offener Re-
bellion gegen die Bagdader Zentralregierung,
die ihnen nur eine bedingte Autonomie zubil-
ligte, aber die Erfiillung konkreter Forderun-
gen in bezug auf Gebietsdefinition und Haus-
haltsausgleich verweigerte,

Die militarische Kampforganisation der iraki-
schen Kurden (Pesh Merga) erhielt, seit sie
im Marz 1974 nach vierjahriger Unterbre-
chung erneut zu den Waffen griff, nicht nur
iranische Versorgungsgiiter, sondern auch
wohldosierte Hilfeleistungen anderer Art. Im
Hinblick auf die 2—4 Millionen iranischen
Kurden vermeidet es die iranische Presse al-
lerdings sorgsam, das in jiingster Zeit von ei-
nigen Pesh-Merga-Flihrern zum Ausdruck ge-
brachte Verlangen nach einem selbstandigen
Kurdenstaat zu erwahnen 8),

%) In irakischen Schulen gelangten im Jahre 1974
Landkarten zur Verteilung, auf denen Khusistan,
Stidluristan und der gesamte Kiistenstreifen bis zur
pakistanischen Grenze als Araberland gekennzeich-
net und Stidle wie Abadan und Ahvaz mit arabi-
schen Namen versehen waren,

1) Vgl. U. Steinbach, ,Iran im auBenpolitischen
Aufbruch”, in: ,AuBenpolitik”, Stuttgart, 1974, Nr. 3,
S. 315—328, bes. 326; U. Braun, ,Iran als Fiihrungs-
macht®, in: ,Europa-Archiv®, Bonn, 1974, Nr. 11,
S. 373—383.

18) UUber Zahl und Verteilung der Kurden gibt es
keine genauen Angaben. J. M. Singeldinger schatzt
ihren Gesamtbestand auf rund 13 Mio, (6,5 Mio. in
der Tiirkei, 4 Mio. im Iran, 2 Mio. im Irak, 450 000
in Syrien, 165000 in der Sowjetunion); vgl. div-
Lexikon zur Geschichte und Politik im 20, Jahrhun-
dert, Miinchen 1974, Bd. 2, S. 462. — Das Hand-
buch The Middle East, a.a. O., S. 39, nennt in sei-
ner revidierten Ausgabe von 1973 eine Gesamizahl
von rund 5,5 Mio. Kurden (2,5 Mio. in der Tiirkei;
1,4 Mio. im Iran; 1,2 Mio. im Irak fiir das Jahr 1957;
250 000 in Syrien; 60000 in der Sowjefunion).
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i Gefﬁhlsm&ﬁig assoziieren viele Iraner die im-
- mer wieder aufbrechenden irakisch-iranischen

Grenzstreitigkeiten am Arvand-Rud (Schatt

~ el-Arab) und die irakische Politik der repres-
 siven Ausweisung iranischer sowie nichtira-

. sunnitischen

;Alle diese emotionalen und

nischer Schiiten mit dem jahrhundertealten
Sunna-Schia-Schisma, zumal die bedeutenden
schiitischen Wallfahrtsorte im Irak — An

' Nadjef und Kerbela — fiir Pilger aus dem

Iran seit langem nicht mehr erreichbar sind.
Man erinnert sich daran, daB die drei wichtig-
sten schiitischen Heiligtiimer (in An Nadjef,
Kerbela und Mashhad) das Andenken wvon
Martyrern der sunnitisch-schiitischen Glau-
benskampfe wachhalten. Dariiber hinaus gel-
ten die Inhaber der irakischen Staatsmacht,
deren Baath-Ideologie mit einem arabisch-
Minderheiten-Chauvinismus
identifiziert wird, dem Schah als Gesinnungs-
genossen jenes Monarchenmorders Abd al-Sa-
lem Aref (1963—66 Prasident des Irak), der am
14. Juli 1958 zum Beginn der irakischen Revo-
lution den Haschemidenkonig Faisal mitsamt
seiner Familie umbringen lief3.

assoziativen
Momente beeinflussen die iranische Einschat-
zung des irakisch-sowjetischen Freund-
schaftsvertrages in maBgeblicher Weise. Das
niemals gdnzlich ausgeraumte Mifitrauen ge-
geniiber der Sowjetunion erhielt durch diesen
Vertrag im April 1972 neue Nahrung. Wenn
Teheran die iranischen Riistungsanstrengun-
gen offiziell mit der irakischen Bedrohung be-
grundet, will man sich doch priméar gegen-
iber dem groBen sowjetischen Nachbarn
schiitzen. Dies ergibt sich schon aus den
MabBstdaben, welche die iranische Fiithrung ih-
ren Dispositionen zugrunde legt. Starke Be-
achtung fand auch im Iran selbst die Inter-
view-Erklarung des Schahs, sein Land werde
sich binnen 25 Jahren (bei einer Bevolke-
rungszunahme von jetzt rund 33 auf 65 Mil-
lionen) zur flnftstarksten Militarmacht der
Welt entwickeln %), Vermutlich ist mit die-
ser Zielsetzung die fiinfte Stelle hinter den
USA, der UdSSR, der VR China und einer
kiinftigen Westeuropdischen Verteidigungs-
union gemeint, deren unverziigliche Schaffung
von zahlreichen Iranern fiir dringend notwen-
dig oder zumindest fiir sehr wiinschenswert
gehalten wird.

In diesem Zusammenhang ist allerdings noch-
mals daran zu erinnern, daB die iranische

) Vgl. die Zeitschrift *The Middle East®, London
1974, Nr. 1, S. 23 (Mai-Juni-Heft). Auch der Schah
begriindet dort die iranische Aufriistung ausschliefi-
lich mit der angeblich iliberlegenen Ausstattung der
irakischen Streitkréfte.
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Fiithrung fiir eine Ubergangsperiode von lan-
gerer Dauer die Einbeziehung sowjetischer In-
dustrialisierungshilfe in ihr mittelfristiges
Modernisierungsprogramm als einen wesentli-
chen Faktor ihrer Sicherheitspolitik ansieht.
Dem Schah kommt es offenbar darauf an,
moglichst storungsfrei die Industrialisierungs-
und Aufriistungsperiode durchzustehen, bis
der Iran in einem mehr oder minder autono-
men mittelostlichen Regionalpaktsystem (un-
ter Einbeziehung der Tiirkei und Pakistans,
eventuell auch Saudi-Arabiens, der Golf-Emi-
rate oder Afghanistans) selbst die tragende
Rolle zu iibernehmen vermag. In der Zwi-
schenzeit erscheint die Aufrechterhaltung
gutnachbarlicher Beziehungen zur Sowjetuni-
on als wichtiger Bestandteil der Gesamtkon-
zeption 7).

Insgesamt wird das gegenwaértige iranisch-
sowjetische Verhdltnis als entspannt bezeich-
net. Wie man in Teheran betont, haben beide
Seiten in letzter Zeit fiir alle Grenzprobleme
einvernehmliche Regelungen gefunden, und
zwar sowohl in Aserbajdschan als auch an
der turkmenischen Grenze, wo es frither we-
gen unerlaubter Grenziberschreitungen no-
madisierender Hirtenfamilien und ihrer Her-
den haufig zu Streitigkeiten gekommen war.
Dem Vernehmen nach haben die sowjetischen
Stellen auch ihre frither iiblichen Proteste ge-
gen die Nachrichtensendungen iranischer Ra-
diostationen im Grenzgebiet fallenlassen. Ira-
nischen Journalisten bot man sogar Gelegen-
heit, die Nationalitaten-Republiken der
UdSSR in Zentralasien und im siidlichen Kau-
kasus zu besuchen, wobei man ihnen relativ
grofie Bewegungsfreiheit einrdumte, wie Teil-
nehmer berichteten,

Ahnlich wie der sowjetisch-irakische Freund-
schaftsvertrag die Iraner beunruhigt, ist ande-
rerseits die CENTO-Mitgliedschaft des Iran
der Sowjetunion ein Dorn im Auge *!). Wei-
tere CENTO-Mitglieder sind die Tiirkei, Paki-
stan und GroBbritannien sowie — mit Beob-
achterstatus die USA. Dariiber hinaus
schlossen die USA mit dem Iran im Marz 1959
ein bilaterales Verteidigungsabkommen, das

20) Im Januar 1967 schloB der Iran auch sein erstes
Abkommen iber sowjetische Waffenlieferungen
(hauptsdchlich Lastkraftwagen, Schiitzenpanzetrwa-
gen, Luftabwehrgeschiitze) im Betrage von 110 Mio.
Dollar (vgl. G. Lenczowski, a.a.O., S. 35), Inzwi-
schen erhéhten sich die sowjetischen Militarhilfe-
Leistungen an den Iran auf 480 Mio. Dollar (vgl.
Sowjetunion 1973, a. a. O., S. 112).

1) Der Iran gehdrt der Central Treaty Organizatinn
(CENTO), der Nachfolge-Allianz des im Februaj
1955 geschlossenen Bagdad-Pakts, seit dem 4. 11
1955 an. Der Irak zog sich 1958 zurlick und schied
am 24. 3. 1959 aus.
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gegenwartig eine wesentlich konkretere mili-
tarisch-politische Bedeutung besitzt als das
CENTO-Biindnissystem.

Iranische Bemiihungen um eine ,Revitalisie-
rung” der ineffektiv gewordenen Allianz sol-
len, wie man in Teheran andeutet, primar die
Biindniskontakte zur Tirkei und zu Pakistan
fester kniipfen, in zweiter Linie die Sowjet-
union an den Fortbestand der Achse Wa-
shington-Teheran-Islamabad (Pakistan)-Peking
erinnern. Auch in der Frage des von der
Sowjetunion propagierten, gegen China ge-
richteten ,Systems der Kollektiven Sicherheit
fir Asien” (KSA) reagierte Teheran wverbal
ausweichend, unterstiitzte jedoch in der Sa-
che Peking gegen Moskau 22).

Angeblich plant der Iran, die sprunghaft an-
steigenden Erdoleinkiinfte jetzt auch zu groB-
ziigiger Wirtschaftshilfe fiir seine notleiden-
den islamischen Nachbarn Pakistan und Tiir-
kei zu benutzen. Das Dreierbiindnis Regional
Cooperation for Development (RCD), dem die-
se drei Lander angehoren, war im Juli 1964
gegrindet worden, um ein Instrumentarium
fiir eine integrierte regionale Entwicklungs-
planung zu schaffen, doch kamen nennens-
werte praktische Ergebnisse bisher nicht zu-
stande. Teheran beabsichtigt offenbar, auch
diesen Hebel kiinftig mit Vorbedacht zu beta-
tigen, um das Solidaritatsbewulitsein der drei
Lander zunehmend zu verstarken und auf die-
se Weise das Fundament fiir eine groéfere re-
gionale Gemeinschaft zu legen. Wiederum
steht dahinter die Hoffnung, es konnte gelin-
gen, die RCD-Mitgliedschaft auch fiir Saudi-
Arabien, die Golf-Emirate und sogar fiir Af-
ghanistan attraktiv zu machen.

7. Bemerkungen zum Industrialisierungs-
programm des Iran

Der Scaah treibt die Inaustrialisierung des
Landes mit grostem Nachdruck voran. Inve-
stitionsmittel stehen gegenwartig in nahezu
unbegienztem AusmalB zur Verfligung. Im
Jahre 1973 waren die Erdél-Einnahmen mit
drei Milliarden Dollar praktisch doppelt so
hoch wie der urspringliche Haushaltsansatz.
Fiur 1974 rechnete man anfangs mit ihrem
weiteren Ansteigen auf 18 Milliarden Dol-

#) Das SchluBkommuniqué, das anldBlich dés Mos-
kau-Besuchs des iranischen Ministerprdsidenten A,
A. Hoveyda im August 1973 herausgegeben wurde,
befiirwortete die sowjetische KSA-Initiative, aller-
dings mit dem (iranischen) Vorbehalt, daf sich alle
asiatischen Staaten daran beteiligen mifiten, was
von der VR China und vielen anderen Landern
Asiens mit Sicherheit nicht zu erwarten ist.
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lar *8), doch wurde diese Prognose tatsach-
lich um mindestens zwei Milliarden Dollar
ibertroffen.

Der 5. Entwicklungsplan fiir die Periode 1973
bis 1978 soll wiederum schwerpunktmaBig die
Basisindustrien verstarken, vor allem den Koh-
len- und Erzbergbau, die Energie-Erzeugung,
die Metallurgie, die metallverarbeitende Indu-
strie, die Petrochemie und die Baustoff-Erzeu-
gung. Gleichzeitig will man jedoch auch fiir
die weitere Expansion der Konsumgiiter-Indu-
sitrie sorgen, die sich in den letzten Jahren
dank der Einschaltung vieler auslandischer
Firmen sehr giinstig entwickelte. Besondere
Aufmerksamkeit soll dariiber hinaus der For-
derung von Industriezweigen gewidmet wer-
den, die Agrarprodukte weiterverarbeiten
oder konservieren, und zwar moglichst in en-
ger Verbindung mit Landwirtschaftlichen Pro-
duktionsgenossenschaften oder zumindest in-
mitten der landlichen Produktionsgebiete. Die
Zuwachsraten auf dem industriellen Sektor
bezifferten sich auf 15 Prozent im Jahresmit-
tel der Planperiode 1968—73 ). Man rechnet
mit einer weiteren Steigerung auf 25 Prozent
im laufenden Planjahrfiinft *).

In zahlreichen Fdllen leistet die Sowjetuni-
on willkommene Hilfe bei der Uberwindung
der groBen Schwierigkeiten, die sich immer
wieder vor den iranischen Entwicklungspla-
nern und Wirtschaftsfithrern auftiirmen. Zu
den Hauptproblemen gehort der Mangel an
geschulten Facharbeitern, Technikern, Be-
triebsingenieuren, Organisationsspezialisten,
Berufsschul-, Fachschul- und Hochschulleh-
rern, der sich von Jahr zu Jahr hemmender
bemerkbar macht.

Zundachst wurden von sowjetischen Organisa-
toren vier Ausbildungszentren fiir Techniker
und Fachschulingenieure in Isfahan, Arak
und Kerman (2) eingerichtet, Ende 1973 waren
an diesen Schulen 1700 Studenten einge-
schrieben, wdahrend rund 5000 ihre Ausbil-
dung dort bereits abgeschlossen hatten *9).
Ein iranisch-sowjetisches Abkommen vom
12. April 1972 sieht die Einrichtung weiterer
Techniker- und Berufsschulen in Hamadan,
Qom, Rey, Zanjan, Fasa und Teheran vor so-
wie den Ausbau des Metallbearbeitungszen-
trums Kerman und die Lieferung von elektro-
nischem Gerdt fiir die Technische Hochschu-
le Teheran. Insgesamt sollen im Rahmen die-

#3) Vgl. M. Mesbahzadeh in: ,Kayhan®, Internatio-
nal Edition, 26. 5. 1974.

) Basic Facts About Iran, hrsg. vom iranischen
Informationsministerium, Teheran 1973, S. 61.

%) M. R. Amin, a.a. 0., S. 651.

2) Vgl, ,Kayhan" (Farsi-Ausgabe), 24. 11, 1973.
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~ ser Vereinbarungen im Zeitraum von finf
Jahren 16 000 Studien- und Berufsschulplatze
neu geschaffen werden. Danach, und zwar bis
Ende 1977, ist das sowjetische Lehrpersonal

~gehalten, iranischen Lehrkraften Platz zu ma-

chen #7), Auf der 5, Tagung der Gemeinsamen
Sowjetisch-Iranischen Kommission fir Wirt-
schaftskooperation (Teheran, 20.—25. 10. 1973)
wurde u, a. beschlossen, kurzfristig Verhand-
lungen uber die Errichtung von 14 Schulungs-
statten fiir Industrie-Facharbeiter und von 10
zusatzlichen Berufsschulzentren anzuberau-
men *8).

Neben dem Stahlwerkskomplex Isfahan-Arya-
mehr ist unter den sowjetischen Industriali-

sierungsbeitragen vor allem auch die Errich- -

tung der Maschinenfabrik Arak zu erwahnen,
die dazu bestimmt ist, dort zusammen mit ei-
nem grofen iranisch-amerikanischen Alumini-
umwerk **) einen weiteren Industrialisie-
rungsschwerpunkt zu bilden. Bis Anfang 1974
beliefen sich die Investitionskosten fiir die
Maschinenfabrik auf fast 90 Millionen Dollar.
Von den 1800 Beschdftigten sind rund 1000
Ingenieure, Techniker und Facharbeiter; hin-
zu kommen 600 angelernte und Hilfsarbeiter
sowie 200 Verwaltungsangestellte. Wegen
des Mangels an Fachkrdften wurde das plan-
mafige Belegschaftssoll von 3 000 Beschaftig-
ten noch nicht erreicht.

Das Produktionsprogramm umfafit Landma-
schinen, Baumaschinen, Werkzeugmaschinen,
Forderbander, Becherwerke, Hebezeuge, Brik-
kenteile und Kesselanlagen, vorerst noch mit
einem Gesamtgewicht von 8 000 t pro Jahr.
Diese Kapazitat soll jedoch fiir das Produk-
tionsjahr 1975/76 auf 32 500 t vergrofert und
spater, wie in einem iranisch-sowjetischen
Ubereinkommen vom Oktober 1973 festgelegt,
nochmals auf 60 000 t verdoppelt werden ).

¥7) Radio Teheran, 17. 4. 1972, nach: ,USSR and
Third World", London, 1972, Nr. 5, S. 272 L.

*¥) Radio Teheran, 24. 10., 25. 10. 1973, ebenda,
1973, Nr. 8, S.566. — AuBerdem entstehen z.Z. in
verschiedenen Landesteilen zehn weitere Gewerbe-
schulen, die aus den Erlésen des StraBienverkaufs
von Lotterielosen finanziert werden. Die Mitte 1974
in Isfahan eréffnete Gewerbefachschule steht an
GroBzigigkeit der Einrichtung und Ausstattung kei-
ner vergleichbaren modernen Lehranstalt in West-
europa nach.

) Die Jahreskapazitdat des Werks wird z. Z. von
45 000 t auf 67 000 t erweitert. Der iranische Kapital-
anteil der IRALCO (Iranian Aluminium Company)
belauft sich auf 70 %; mit 25% ist die amerikani-
sche Firma Reynolds, mit 5% pakistanisches Ka-
pital beteiligt.

30 Radio Teheran, 24. 10., 25. 10. 1973, nach: USSR
and Third World, 1973, Nr. 8, S. 566; Vorlaufiges
Produktionsprogramm 1975/1976; Basic Facts About
Iran, a. a. O., S. 6%
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Ein ernster EngpaB ergab sich 1972/73 in der
iranischen Zementversorgung, so daf nicht
nur der private Verbrauch, sondern auch die
offentliche Bautdatigkeit stark gedrosselt wer-
den muBte. Zur Zeit ist Zement immer noch
streng rationiert, doch soll die iranische Ze-
mentproduktion von rund 5 Millionen t im
Jahr 1974 auf etwa 20 Millionen t fir 1978
vervierfacht werden. Die Sowjetunion ist an
diesem Programm mit zwei grofen Zement-
werken beteiligt, von denen eines in Rey bei
Teheran, das zweite in Lowshan (zwischen
Qasvin und Rasht) errichtet werden soll.

Die sowjetischen Beitrige zur Verbesserung
der iranischen Lebensmittelversorgung kon-
zentrieren sich auf drei wichtige Bereiche:
Seit 1963 bauten sowjetische Fachleute 35
neue Getreidesilos mit einer Gesamtkapazitat
von rund 580000 t. Zudem wurden sechs
Kiihlhduser in verschiedenen Teilen des Lan-
des errichtet. Dariiber hinaus beteiligte sich
die Sowjetunion an mehreren Bewdsserungs-
projekten, vor allem im Nordwesten (Aser-
bajdschan), und an der Einrichtung einer Be-
wasserungsfachschule in Fasa, stuidostlich von
Schiras.

Diese und andere Leistungen, mit denen die
sowjetische Seite das iranische Industrialisie-
rungs- und Modernisierungsprogramm unter-
sititzt, werden von vielen Iranern sehr beifdl-
lig zur Kenntnis genommen. Allerdings betont
man in der Presse und auch gesprachsweise
immer wieder, die sowjetischen Beitrage wiir-
den vom Iran durchweg und grundsatzlich
durch angemessene Gegenleistungen abgegol-
ten. Dartiber hinausgehende Verpflichtungen
koénnten sich aus der Annahme derartiger
Entwicklungshilfe nicht ergeben.

Die sowjetische Technologie gilt im Iran als.
relativ rickstandig, wenn man sie mit dem
Standard der fiihrenden Industriestaaten des
Westens vergleicht. Gleichwohl hdlt man sie
im Hinblick auf die regionalen und lokalen
Betriebsbedingungen in den Entwicklungslan-
dern fiir durchaus brauchbar, sofern sie sich
nicht sogar durch gewisse Vorziige auszeich-
net. Allerdings bereitet die Ersatzteilbeschaf-
fung oft groBe Schwierigkeiten, und Repara-
turen miussen nicht selten von West-Speziali-
sten durchgeflihrt werden, wenn man lange
Wartezeiten und entsprechende Ausfdlle ver-
meiden will,

Das Urteil iiber die sowjetischen Planungs-
und Betriebsingenieure ist uneinheitlich. Man
sagt ihnen eine gewisse Unbeweglichkeit
nach, doch schildert man sie auch als arbeit-
sam, erfolgsinteressiert, offenherzig und kame-
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radschaftlich. Im allgemeinen, so hort man,
seien sie im Umgang mit dem iranischen Fiih-
rungs- und Betriebspersonal weniger tiberheb-
lich als viele westliche Fachleute, insbeson-
dere Briten und Amerikaner. Zum grofien Teil
verfiigen sie iiber gute deutsche Sprachkennt-
nisse.

Berater und Experten aus westlichen Indu-
strielandern genieBen bei ihren iranischen
Auftraggebern keineswegs immer unbe-
schranktes Vertrauen. Man vermutet, daf sie
sich bei ihren Gutachten oder Empfehlungen
mitunter von sachfremden kommerziellen In-
teressen oder sogar von bestimmten politi-
schen Erwdgungen leiten lassen. Auch unter
diesem Blickwinkel wird die Ausbildung ira-
nischer Spezialisten fiir alle Bereiche als vor-
dringliche Aufgabe empfunden.

Beispielsweise war angeblich die fehlerhafte
Analyse eines renommierten westdeutschen
Geologen, der den Phosphorgehalt der Eisen-
erze von Bafq zu niedrig angesetzt haben soll,
fiir einen Teil der Schwierigkeiten wverant-
wortlich, die in der Anlaufphase des Isfaha-
ner Stahlwerks auftraten. Es wird behauptet,
die sowjetischen Planer hdtten sich aufgrund
seiner Daten zundchst fiir das LD-Verfahren
entschieden, das dann aber so mangelhafte
Ergebnisse erbrachte, dall das Werk nach ver-
schiedenen kostspieligen Anderungen schlief3-
lich auf das BOS-Verfahren umgestellt wer-
den mubBte, welches die Sowjetrussen aber
noch nicht hundertprozentig beherrschen,

In Isfahan ist seither die Frage umstritten, ob
dem betreffenden Geologen aus der Bundesre-
publik wirklich so grobe Fehler rein zufallig
unterlaufen konnten oder ob vielleicht etwas
anderes hinter seinem Versagen steckte —
beispielsweise ein arglistiger Versuch des
Westens, die Verwirklichung des Stahlwerk-
projekts Aryamehr zu sabotieren. Wahr-
scheinlicher ist, daB der Auftraggeber, was
hdufig geschieht, aus falscher Sparsamkeit zu
wenig Bohrproben genehmigte. Sofern eine
sowjetische Uberpriifung unterblieben sein
sollte, miiBte es im Hinblick auf die Bedeu-
tung des Projekts ebenfalls verwundern.

Anderenorts findet man es wiederum merk-
wiirdig, daB von den Experten des Westens
jahrelang vornehmlich die Errichtung maéchti-
ger Stauseen und Wasserkraftwerke propa-
giert wurde, wahrend sich praktisch niemand
ernsthaft der Moglichkeit angenommen habe,
mit dem reichlich vorhandenen iiberschiissi-
gen Erdgas wesentlich billigere Warmekraft-
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werke zu betreiben®!). Erst jetzt geht man
daran, im Raum um Ahvaz, wo immer noch
viel Erdgas ungenutzt aus dem Boden strémt,
mit der Planung von Warmekraftwerken zu
beginnen, wobei auch hier eine sowjetische
Beteiligung in Betracht gezogen wird.

Isfahan, Ahvas, Arak, Qasvin und Tabris %)
gehoren heute zu den fiinf wichtigsten regio-
nalen Industrialisierungszentren. Weitere
Schwerpunkte sind in der iranischen Perspek-
tivplanung Mashhad, Rasht, Bandar, Shahpur,
Bushehr und Bandar Abbas. Die Verkniipfung
der Aufbaukonzeption mit sehr konkreten
standortpolitischen  Zielvorstellungen soll
nicht nur eine mdglichst gleichmaBige wirt-
schaftliche Entwicklung der einzelnen Gebie-
te gewadhrleisten, sondern zugleich auch der
weiteren Verdichtung der Industrie- und Be-
volkerungskonzentration im Raum Teheran
entgegenwirken, wo bis vor relativ kurzer
Zeit rund zwei Drittel des Bruttosozialpro-
dukts erzeugt wurden. Produktionslizenzen
erhdlt man heutzutage — von Ausnahmen ab-
gesehen — nur noch fiir Standorte, die minde-
stens 120 km von Teheran entfernt sind.

In der bereits auf 3,3 Millionen Einwohner
angewachsenen Hauptstadt leben etwa 10
Prozent der Landesbevolkerung. Zwar man-
gelt es ihr noch immer an einem Kanalisati-
onssystem, doch breitet sie sich unablassig
weiter aus. Die offiziellen Industrialisierungs-
schwerpunkte haben allerdings zum Teil noch
groffere Wachstumsraten zu verzeichnen. So
ndhert sich die Einwohnerzahl von Isfahan,
die fiir das Jahr 1970 noch mit rund 500 000
angegeben wurde, jetzt angeblich schon der
Millionengrenze.

Bei der von der iranischen Fithrung mit grés-
tem Nachdruck betriebenen Expansion der

#) Allerdings war die absolute Prioritdt der Bewas-
serungsprobleme im Iran immer unbestritten, und
zur Rationalisierung der Wasserwirtschaft mubiten
notwendigerweise Stauseen angelegt werden. In der
Regel entstanden die Wasserkraftwerke also in
sinnvoller Verbindung mit dem Bau von Staudédm-
men.

%) In Tabris sind eine Maschinenfabrik und eine
von Rumdnien gelieferte Traktorenfabrik (zundchst
als Montage-Werk) entstanden. Eine EisengieBerei
befindet sich im Bau., Uber die Errichtung einer
zweiten Traktorenfabrik wird mit britischen Firmen
verhandelt, Die CSSR ist in Tabris, Qasvin und
Teheran an Grofiprojekten beteiligt. Die aufgrund
eines Abkommens vom 12. 3. 1969 von ihr zu erstel-
lenden Anlagen umfassen u. a. ein Turbinen- und
Generatorenwerk, eine Waggonfabrik, eine Fahr-
radfabrik, eine Porzellanfabrik, Zementfabriken und
Zuckerfabriken (Kreditvolumen: 200 Mio, Dollar).
Die iranischen Gegenleistungen bestehen in Erdél-
lieferungen an die CSSR und Rumadnien, Ahnliche
Abkommen hat der Iran mit Bulgarien und Ungarn
abgeschlossen.
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2
| petrochemischen Industrie trat die Sowjetuni-
» on bisher nicht in Erscheinung. In diesem Be-

. reich halt sich Teheran an die uberlegene

eine wichtige Rolle, doch kann man sagen,
daB die enorme Dynamik des Industrialisie-
rungs- und Moedernisierungsprozesses bereits

" Technologie des Westens und der Japaner.
Von den Ostblock-Partnern kamen bisher nur
die Ruméanen bei der Errichtung der neuen
Raffinerie in der Néhe von Schiras und ihrer
petrochemischen Abteilungen zum Zuge,

8. Bemerkungen zur innenpolitischen Lage im
Iran

Die innenpolitischen Verhdltnisse konnen als
bemerkenswert stabil bezeichnet werden.
Zwar herrscht an den Hochschulen immer
noch eine gewisse Unruhe, doch ist diese of-
fensichtlich im Abflauen begriffen. Auch jene
Skeptiker und Oppositionellen, welche die
Bodenreform und die gesamte ,Weille Revo-
lution” nur fiir ein Tauschungsmandéver hiel-
ten, dazu bestimmt, die Machtpositionen des
Schahs und der Oberschicht woméglich noch
zu befestigen, muBten inzwischen feststellen,
daB tatsdchlich tiefgreifende Umwalzungspro-
zesse in Gang gekommen sind.

Die Industrialisierungskampagne ging mit ei-
ner betrachtlichen Verstiarkung der sozialen
Mobilitat einher. Wdhrend es frither einen
Uberhang an beschdftigungslosen Akademi-
kern und Technikern gab, besteht jetzt in vie-
len Sektoren ein zunehmendes Defizit an qua-
lifizierten Kraften, denen gute Verdienstmog-
lichkeiten geboten werden. Das Pro-Kopf-So-
zialprodukt (1973: 555 Dollar) ist jedoch im-
mer noch sehr niedrig (zum Vergleich: Bun-
desrepublik 5965 Dollar). Bis 1983 soll es
4 000 Dollar uibersteigen %3),

Die ungewohnlich giinstige Haushaltslage er-
moglicht eine groBziigige Expansion des Bil-
dungswesens *) und eine wesentliche Ver-
besserung der Sozialleistungen. Zwar spielen
Familienbeziehungen, Stammesbindungen und
gruppenspezifische Privilegien im Hinblick
auf die Einkommensverteilung und bei der
Besetzung von Spitzenpositionen immer noch

) Vgl. M. R. Amin, a.a. 0., S. 66.

%) Bis zum Jahre 1980 sollen alle Kinder im Grund-
schulalter (bei fiinfjahriger Schulpflicht) voll einge-
schult sein. Man hofft, die Zahl der Berufsschiiler
im Zeitraum 1974—1980 verfunffachen zu konnen
(vgl. ,Kayhan", International Edition, 26.5.1974).
Die Gesamlzahl der Schiiller aller Lehranstalien
stieg im Jahre 1972/73—1973/74 angeblich von
iiber 5 auf 8 Millionen, Die Zahl der an Fach- und
Hochschulen eingeschriebenen Studenten erhohte
sich von 34 096 im Jahre 1964 auf 97 338 im Studien-
jahr 1972/73, wiahrend die Zahl der im Ausland
studierenden Iraner fir Ende 1972 auf rund 30 000
beziffert wurde (Basic Fa¢ts About Iran, a.a.O.,
S. 40, 107 f.). Wahrscheinlich vermitteln diese An-
gaben jedoch kein ganz realistisches Bild.
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an zahlreichen Stellen zu tiefen Einbriichen in
das alte Herrschaftssystem mit seinen traditi-
onsgeheiligien Macht-, Prestige- und Kon-
trollstrukturen gefithrt hat ). Vor allem
nimmt der Anteil der Ernennungen und Befor-
derungen, bei denen offensichtlich das Lei-
stungsprinzip ausschlaggebend war, in grofien
und wichtigen Lebensbereichen standig zu,
insbesondere in der Wirtschaft, an den Hoch-
schulen und auch auf den verschiedenen Ebe-
nen des staatlichen Verwaltungsapparats %),

Bis vor kurzem noch schienen schwere Kon-
flikte gut informierten Beobachtern fast unver-
meidbar — Konflikte zwischen den Machtha-
bern mit ihren intellektuellen Mandvrierge-
hilfen und Mitlaufern auf der einen Seite so-
wie den revolutionar gestimmten System-
sprengern und progressiven Technokraten auf
der anderen *7), Inzwischen ist es indessen im
gesamten Geflige der iranischen Gesellschaft
zu einer durchgreifenden Auflockerung und
Entspannung gekommen. Verschiedene gliick-
liche Umstdnde trugen wesentlich dazu bei,
den Proze der politischen Polarisierung
durch eine neue Entwicklung mit integrativer
Tendenz abzulosen. Der Schah (Jahrgang
1919), der in der Vergangenheit mehreren At-
tentaten nur mit knapper Not entging, hat
gute Aussicht, nun doch noch als Symbolge-
stalt der nationalen Integration allgemeine
Anerkennung zu finden und als Urheber einer
ebenso radikalen wie erfolgreichen ,Revolu-
tion von oben”, die sich eigentlich nur mit
der japanischen Modernisierungsrevolution
der Meiji-Periode vergleichen laBt, in die Ge-
schichte einzugehen.

Auch viele ehemalige Mossadegh-Anhédnger,
die zum Teil wegen republikanischer Gesin-
nung und oppositioneller Aktivitat inhaftiert
waren oder andere Repressalien zu erdulden
hatten, geben heute bereitwillig zu, dabB seit
dem Beginn der sechziger Jahre unter der
Flihrung des Schahs beachtliche Leistungen
und Fortschritte erzielt worden sind. Diese

*) Vgl. die instruktive Darstellung der iranischen
System-Entwicklung bei J. A. Bill, The Politics of
Iran. Groups, Classes and Modernization, Colum-
bus, Ohio, 1972,

%) Im Mai 1974 betonte Ministerprasident Hoveyda

bei der Amtseinfiihrung des neuen Innenministers

D. Amuzegar, dieser sei besonders befahigt, die
«Dezentralisierung der Entscheidungen zu beschleu-
nigen" und dafiir zu sorgen, daB ,bei der Anstel-
lung im Staatsdienst” kinftig nur noch ,Eignung
und Verdienst gelten” sollten (vgl.: Die Post, Tehe-
Tan 13, 5.71974).

3 Vgl. J. A. Bill, a.a. O,, S. 148—156.
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Meinungsdnderung begriinden sie in der Re-
gel damit, daB der Schah zahlreiche wesentli-
che Zielsetzungen des Mossadegh-Programms
in seine eigene Konzeption iibernommen
habe. Selbst fiir die Anwendung autoritdrer
Mobilisierungs- und Steuerungsmethoden
bringen sie iiberraschend viel Verstdndnis
auf. Sie betonten ebenso wie andere Iraner,
dali bei einem Analphabeten-Anteil, der noch
auf 60—70 Prozent der Bevélkerung geschétzt
wird, andere Methoden wenig Erfolg verspre-
chen. Aus demselben Grunde halten auch man-
che Regime-Kritiker und ausldndische Kenner
der iranischen Verhéltnisse die Errichtung ei-
nes funkfionsfahigen parlamentarisch-demo-
kratischen Systems nach westeuropaischen
oder angelsachsischen Vorbildern im Iran un-
ter den gegenwartigen Voraussetzungen fiir un-
moglich *), Man meint, im Falle eines derar-
tigen Versuchs ware zumindest der Zeitpunkt
verfriht und schon deshalb sein Scheitern un-
ausbleiblich.

Als peinlicher Anachronismus wird indes-
sen auch in weiten Kreisen der Bildungsober-
schicht, die im iibrigen die auBen- und re-
formpolitische Generallinie der Regierung
nachdriicklich unterstiitzen, das bewubBt auf
Einschuchterung und Abschreckung abzielen-
de inneriranische Wirken des Staatlichen Si-
cherheits- und Informationsdienstes (SAVAK
= Sazeman-e Attalaat Va Amniyat-e Keshvar)
empfunden. Die Stdrke des hauptamtlichen
SAVAK-Personals schdtzen amerikanische Be-
obachter auf 30000—60000 Bedienstete.
Dartiber hinaus steht der Organisation angeb-
lich ein Millionenheer von Uberwachungsge-
hilfen zur Verfligung *). Berichte in der
Weltpresse iiber teils subtile, teils &uBerst
brutale Folterungsmethoden, mit denen mut-
mabBliche Regimegegner zur Preisgabe von
Mitverschworern gebracht werden sollen %),
wirken gerade auf die aktivsten Mitglieder
der geistigen, Manager- und Technikerelite
vielfach schockierend und beschamend. Sie
stellen sich die naheliegende Frage, ob die
Beibehaltung des SAVAK-Systems und seiner
Operationspraxis iiberhaupt noch als erfor-

3) Das Parteiensystem und die parlamentarische
Praxis des Iran kennen zwar eine institutionalisier-
te, legale Opposition, doch ist deren auBerparla-
mentarische Aktivitdat erheblichen Beschrankungen
unterworfen. Dies gilt u. a. fiir die Kandidatenauf-
stellung und die Fithrung des Wahlkampfs; auch die
I;resse- und Publikationsfreiheit ist davon betrof-
en.

3) Vgl. ,Newsweek"”, New York, 14. 10, 1974, S, 27
bis 33, bes. S, 30, S. 32,

40) Ebenda, S. 30. Dazu auch die Wiedergabe eines
Berichts von P. Jakobson aus The Sunday Times,
London, in: Vorwdirts, Bonn, 30. 1. 1975, S. 8.
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derlich oder ,niitzlich* gelten kénne, wenn
sich zeigt, daB viele regimekritische Krafte nur
durch deren Fortbestand davon abgehalten
werden, im nahezu unwiderstehlichen Sog der
Entwicklungs- und Modernisierungsdynamik
den Anschluff an das im Umbruch befindliche
»Establishment” zu suchen.

Die kommunistische Tudeh-Partei (d.h. ,Par-
tei der Massen") — bis in die zweite Halfte
der fiinfziger Jahre hinein eine beachtliche
revolutiondare Kraft mit zahlreicher Gefolg-
schaft unter den Hochschuldozenten, Lehrern,
Jungakademikern, Studenten, Subaltern- und
Unteroffizieren — ist zu politischer Bedeu-
tungslosigkeit verkiimmert. Thr Mitgliederbe-
stand schmolz auf schatzungsweise 500 haupt-
amtliche Funktiondre und Parteiveleranen zu-
sammen ). Die Tudeh-Fithrer befinden sich
zumeist in der DDR oder im sowjetischen
Exil, von wo aus sie in routinemédfBigen Erkla-
rungen wohltemperierte Kritik an den inner-
iranischen Zustdanden zum Ausdruck brin-
gen #?), In letzter Zeit vergessen sie freilich
selten, dabei die Verbesserung der sowje-
tisch-iranischen Beziehungen lobend zu er-
wadhnen und zu einer noch vertrauensvolleren
Zusammenarbeit der iranischen mit der So-
wijetfithrung aufzurufen.

Diese indirekte kommunistische Sympathie-
werbung fiir den Schah und seine Kooperati-
onspolitik fiihrte dazu, daB die Tudeh-Partei
auch unter jenen oppositionellen Studenten,
die bis zum Beginn der siebziger Jahre immer
wieder gegen das ,Establishment” und gegen
MiBstande im Bildungswesen rebellierten,
praktisch jeden realen EinfluB verlor. Zwar
kommt es an den Hochschulen — z. B. in Is-
fahan, Tédbris, Teheran und Schiras — auch
jetzt noch gelegentlich zu Protestaktionen

4) Vgl. J. A, Bill, a.a.0,, S. 73f,, 135ff,; dazu S.
Zabih, The Communist Movement in Iran, Los An-
geles 1966; derselbe, ,Communism in Iran”, in:
,Problems of Communism”, Washington 1965, Nr. 5,
S. 46—55; World Strength of the Communist Party
Organizations, hrsg. vom U. S. Dpt. of State,
Bureau of Intelligence and Research, Washington
1973, 25, Jahresbericht, S, 109.

42) Im November 1973 fand im Irak eine Zusam-
menkunft zwischen einer Tudeh-Delegation unter
Leitung des Ersten ZK-Sekretars Iraj Eskandari und
einer Delegation der Irakischen KP unter Leitung
des IKP-Generalsekretdrs Aziz Muhammad statt;
im AbschluBkommuniqué erkldrte sich die IKP mit
dem Kampf der Tudeh-Partei ,gegen das despo-
tische und antidemokratische Regime des Iran” so-
lidarisch (Radio Teheran, 12. 11. 1973; Bulletin
d'Information, Prag 1973, Nr. 23—24, S, 100). — Viele
ehemalige Tudeh-Mitglieder haben sich inzwischen
vom ,Establishment” integrieren lassen. In einigen
Fédllen wurden sie sogar auf Fiihrungspositionen
berufen oder in die Sicherheitspolizei (SAVAK)
aufgenommen (vgl. J. A. Bill, a.a. O., S. 138).
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oder Krawallen; es scheint jedoch festzuste-
hen, daB die Organisatoren bzw. Anstifter sol-
cher Studentenunruhen wéhrend der letzten

Zeit keine Kommunisten waren, In einigen

Fidllen unterhielten sie zwar Verbindungen zu
linksliberal-republikanischen oder maoisti-
schen Gruppen iranischer Studenten im Aus-
land (z. B. in der Bundesrepublik Deutschland
und in West-Berlin), nicht dagegen zur Tu-
deh-Partei.

Der legalen oppositionellen Mardom-Partei
(d. h. ,Volkspartei”) sagt man nach, sie verfii-
ge iiber relativ starken Riickhalt bei kriti-
schen Intellektuellen mit gemaBigt-republika-
nischer Tendenz, bei den Arbeitern der wich-
tigsten Industriezentren und bei den Bachtia-
ren, die der Pahlavi-Dynastie vielfach aus
stammesgeschichtlichen Griinden ablehnend
gegeniiberstehen #), Als Mardom-Hochburg
gilt Isfahan, als Zone besonderer Mardom-Po-
pularitat das Bachtiaren-Gebiet, das sich heu-
te von Isfahan iiber Masjed-i-Soleyman nach
Ahvaz erstreckt. Derartige Zuordnungen sind
freilich insofern problematisch, als sie im
Grunde von der Vermutung ausgehen, daf ei-
nige in der regierenden Iran-Novin-Partei
schwach vertretene Sozial- und Interessen-
gruppen geneigt sein miiBten, sich stirker mit
der Mardom-Partei zu identifizieren, obwohl
diese prinzipiell auf dasselbe Programm wie
die Regierungspartei — namlich auf die Ver-
wirklichung der ,WeiBen Revolution” — fest-
gelegt ist.

Von den 268 Abgeordneten-Mandaten des im
Jahre 1971 gewdhlten Majlis-Unterhauses hdlt
die Regierungspartei Iran Novin (d.h. ,Mo-
derner Iran") 231 besetzt, wahrend 36 auf die
Mardom-Partei und eines auf die konservati-
ve Iraner-Partei entfallen 4}). Neuwahlen wa-
ren urspriinglich fiir 1975 vorgesehen. Die
im Jahre 1957 gegriindete, von dem neuen
Generalsekretdar Nasser Ameri reorganisierte
Mardom-Partei hatte freilich iber 100 Man-
date hinzugewinnen miissen, um die seit 1963
dominierende Iran-Novin-Partei des Minister-

4%) Der Vater des Schahs, Reza Schah Pahlavi, der
1921 durch einen Staatsstreich zur Macht gelangte
und 1925 den letzten Kadscharen auf dem Pfauen-
thron abléste, brach den Widerstand der Stammes-
firsten in harten Auseinandersetzungen, in deren
Verlauf vor allem zahlreiche Bachtiaren-Khane ums
Leben kamen. Die Ehe seines Sohnes Mohammed
Reza Schah Pahlavi mit Soraya Esfandiari Bachtiari
(1952—1958) scheiterte auch als Versuch einer Aus-
sohnung des Herrscherhauses mit den Bachtiaren,
“) Vgl. W. Uhle, ,Entwicklung und gegenwiirtiges
Parteiwesen im Iran”, in: ,Vierteljahresberichte”,
hrsg. vom Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-
Stiftung, Bonn-Bad Godesberg, 1968, Nr. 31, S. 43
bis 67,
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prasidenten Hoveyda als Regierungspartei ab-
l6sen zu konnen. Ein derartiger Umschwung
wiirde von keinem kompetenten Beobachter
fiir moglich gehalten, Dennoch besteht an-
scheinend die Absicht, die Wahlen abzusetzen.

9. Bemerkungen zum iranischen Deutschland-
bild

Durch intensive Befragungen oder Unterhal-
tungen konnte ich mir Einblick in die Gedan-
kenwelt, die Meinungen und Erfahrungen von
iiber 30 Iranern in herausgehobenen Stellun-
gen verschaffen. Teilweise lernte ich auch
ihre Familienverhdltnisse und ihr privates
Milieu genauer kennen, Einige — dltere und
jingere — hatten frither dem ,Establishment”
reserviert oder sogar ablehnend gegeniiberge-
standen, jedoch inzwischen eine andere Ein-
stellung gefunden.

Das Deutschlandbild meiner Gesprachspart-
ner, die fast ausnahmslos der wissenschaftli-
chen und technischen Intelligenz angehorten,
ist nicht einheitlich., Unter denjenigen Ira-
nern, die iiber fundierte Deutschland-Erfah-
rungen verfliigen oder auf andere Weise be-
miiht waren, eine konkrete Deutschland-Vor-
stellung zu gewinnen, sind vor allem zwei
Hauptgruppen zu unterscheiden: Bei der ei-
nen handelt es sich iliberwiegend um adltere
iranische = Nationalisten @ mit  erklarten
Deutschland-Sympathien, deren Wurzeln viel-
fach noch in die Kriegs- und Vorkriegszeit
zurlickreichen. Sie haben bei spéateren gele-
gentlichen Europa-Besuchen ihr Deutschland-
bild in den seltensten Féllen revidiert, son-
dern in der Regel dem alten Grundmuster nur
einige selektive, das Vorverstandnis pafirecht
erganzende Einsichten hinzugefiigt. Ihnen
steht eine relativ grofie Gruppe jiingerer Aka-
demiker und Techniker gegeniiber, die wdih-
rend der flinfziger oder sechziger Jahre in der
Bundesrepublik studierten oder eine andere
Fachausbildung erhielten. Die meisten von ih-
nen haben ein modernes, realistisches, ganz
unsentimentales wund trotzdem insgesamt
recht positives Deutschlandbild in ihre Heimat
mit zurtickgebracht,

Im Hochschulbereich, in der Wirtschaft und
unter den Journalisten begegnet man erstaun-
lich vielen Iranern, die Deutschland aus eige-
ner Anschauung kennen. Wie es heifit, gibt es
allein in Teheran mehr als 16 000 Iraner, die
in der Bundesrepublik studiert haben ).
Aber auch in anderen Stddten trifft man im-
mer wieder auf Fiihrungskrafte und Akademi-

45) Die Post, Teheran, 20. 5. 1974 (deutschsprachige
Wochenzeitung).
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ker mit deutscher Ausbildung oder einer an-
ders gearteten Deutschlanderfahrung. Die
Zahl der mit deutschen Frauen verheirateten
Iraner, die im Iran leben, beziffert sich auf
«fast 5000“ bzw. auf ,lber 4 000" %), Bei den
iranischen Ehepartnern dieser deutschen
Frauen handelt es sich ebenfalls zumeist um
Akademiker oder hochqualifizierte Techniker,
die durch berufliche Leistungen oder geistige
Ausstrahlung bei der Meinungsbildung iiber
die Bundesrepublik im Iran selbst eine be-
achtliche Multiplikatorenwirkung ausiiben
konnen,

Die in Deutschland ausgebildeten Iraner der
jingeren und mittleren Altersgruppen haben
sich allgemein im Heimatland durch berufli-
che Tiichtigkeit bewahrt. Sie genieBen in die-
ser Beziehung, obwohl ihre Leistungen stdan-
dig am Standard angelsdachsischer oder fran-
zosischer Ausbildungsstatten und ihrer Absol-
venten gemessen werden, einen guten Ruf.
Viele von ihnen riicken jetzt nach und nach
in Leitungspositionen auf, oder ihnen ist mitt-
lerweile in freien Berufen der Durehbruch
zum anerkannten Erfolg gelungen, so daB sie
jetzt mit vermehrter Autoritat ihre personli-
chen Erfahrungen weitergeben konnen. Unter
ihrem direkten oder indirekten Einflub wer-
den auch in Zukunft viele Iraner bei der
Wahl eines Studienplatzes im Ausland den
Ausbildungsstatten im deutschen Sprach-
raum den Vorzug geben, obwohl heule im
Iran die iiberragende Bedeutung des Engli-
schen als Medium der internationalen Kom-
munikation im wissenschaftlichen und tech-
nologischen Bereich unbestritten ist.

Die starke Politisierung des akademischen Le-
bens, die bei einigen westdeutschen Hoch-
schulen ins Auge fillt, erscheint manchen al-
teren Iranern, insbesondere auch Amtsperso-
nen, allerdings bedenklich. Man weil, wieviel
Bewegungsfreiheit bestimmte militant-radika-
le iranische Studentengruppen in der Bundes-
republik und West-Berlin geniefien. So wird
bisweilen die Frage gestellt, ob sich irgendein
iranischer Student bei seinem Studium in
Deutschland dem EinfluBh dieser Gruppen
ganzlich zu entziehen vermoge. Soweit sich
die im Westen ausgebildeten Iraner auch in
Ost-Berlin oder der DDR umgesehen haben,
zeigten sie sich von den dortigen Verhdlinis-
sen eher negativ beeindruckt. Im allgemeinen
scheinen ihre Vergleiche weit iiberwiegend
zum Vorteil der westdeutschen Gesellschafts-
ordnung, Wissenschaftsorganisation und Wis-
senschaftlichkeitskonzeption ausgefallen zu
sein,

%) Ebenda, 6. 5. bzw. 20. 5. 1974,
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Die neuerliche Intensivierung und Auswei-
tung zumal der wirtschaftlichen Zusammenar-
beit zwischen der Bundesrepublik und dem
Iran wird von den in Westdeutschland ausge-
“bildeten Nachwuchskrdften ebenso begriifit
wie von jenem Kreis dlterer Iraner, deren
Deutschland-Sympathien urspriinglich das
Nebenprodukt eines mehr oder minder mili-
tanten iranischen Nationalismus waren. Es
kommt nicht gerade selten vor, daB Ge-
sprachspartner, die dieser zweiten Gruppe an-
gehoren, zur Bekrdftigung ihrer Befriedigung
liber die giinstige Entwicklung der Beziehun-
gen zur Bundesrepublik im gleichen Atemzug
das ausgezeichnete deutsch-iranische Verhdlt-
nis wiahrend der Hitler-Zeit rithmend erwih-
nen, um damit ihr eigenes Traditions- und
Kontinuitatsbewufitsein zu beweisen. Indes-
sen wdre es gewil unzuldssig, aus solchen
Manifestationen vorschnell auf eine besonde-
re Affinitat zum Nationalsozialismus oder auf
Anfalligkeit fiir ,Faschismus” zu schlieBen.
Gegen solche Vermutungen spricht zum Bei-
spiel, daB der sozialdemokratische Ex-Bundes-
kanzler Brandt in denselben Kreisen ebenfalls
viele Sympathien geniefit — was anlaBlich
seines Riicktritts am 7. Mai 1973 besonders
klar zum Ausdruck kam — und daB man ihm
personlich das Verdienst zuschreibt, durch
seinen Besuch im Madrz 1972 das zeitweise
ernstlich gestorte Verhdltnis zwi.cl.en Bonn
und Teheran wieder ,in Orduu _ gebracht”
zu haben.

Die dreifliger und vierziger Jahre waren fiir
die iranischen Nationalisien eine Zeit schwe-
rer Demiitigungen. Ihr Nationalbewulitsein
mufite sich vor allem gegeniiber britischen
und sowjetrussischen Ansprichen zur Wehr
sefzen, die den iranischen Selbsibestimmungs-
willen ebenso miflachteten wie das hochent-
wickelte Selbstwertgefiihl der Iraner und ih-
ren Stolz auf jahrtausendealte Reichs- und
Kulturtraditionen. Wirkungsvolle deutsche
Entwicklungshilfeleistungen (z.B. im Eisen-
bahn-, Krankenhaus- und Genossenschatiswe-
sen), auf die noch heute regelmafiig hingewie-
sen wird, verhalfen dem Dritten Reich zu gro-
ffem Ansehen.

Antibritische Ressentiments und Russenfurcht
der Iraner gaben wahrend des zweiten Welt-
kriegs einen fruchtbaren Nahrboden fir die
emotionale Solidarisierung mit Deutschland
ab 7). Freilich fand man anscheinend auch

47) Inzwischen ist auch im Iran bekannt, dafl Hitler
im November 1940 bei Besprechungen mit Molotow
versuchte, die Sowjetunion zu einer expansiven
Politik in Richtung auf den Persischen Golf zu er-
mutigen. Die wédhrend des Krieges unter den irani-
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am Arier-Kult der NS-Ideologen Gefallen,
weil die Lehre wvon einer arisch-iranischen
Herrenrasse zweifellos geeignet war, das na-
tionale SelbstbewuBtsein der Iraner wieder
aufzurichten. Jedoch ist das Gefiihl einer be-
sonderen historischen Mission und einer Son-
derstellung der Iraner unter den Vélkern die-
ses Raums dlter als die von der NS-Bewegung
angeregte Besinnung auf ein ,gemeinsames
arisches Erbe”. Jene unterstiitzte freilich das
BewulBtsein, zu einer gréBeren Volkerfamilie
zu gehoren, und gerade weil sie an den im
Iran noch sehr stark entwickelten Clan-Geist
appellierte, sind die Nachwirkungen bis heute
zu spiren. Alle diese Erlebnisse und Assozia-
tionen hat der iranische Nationalismus zu-
sammen mit anderen Erfahrungen, darunter
auch den Lehren aus der Rettung Aserbajd-
schans im Jahre 1946 und aus der Iranisie-
rung des Erdols, zu einem spezifisch irani-
schen Staats- und Weltverstandnis ver-
schmolzen, das inzwischen auch in der Ju-
gend Resonanz zu finden beginnt.

Vielen Iranern der dlteren Generation liefert
die wirtschaftliche Kraftentfaltung der Bun-
desrepublik insofern nur die Bestatigung fur
festverwurzelte, in der Vergangenheit gewon-
nene Uberzeugungen. Sie bringen der techni-
schen und organisatorischen Tiichtigkeit der
Deutschen (West) ein fast unbegrenztes Ver-
trauen entgegen, so dall zu befiirchten ist, sie

schen Nationalisten verbreitete Hitler-Begeisterung
gibt es nicht mehr. Vielmehr werden haufig Fragen
nach dem Geisteszustand Hitlers, nach seinen
Kriegszielen usw. gestellt, Eine gewisse Bewunde-
rung fiir die militarischen Leistungen der deutschen
Wehrmacht, namentlich in Osteuropa gegeniiber
der Sowjetunion und in Nordafrika gegeniiber den
Briten, ist indessen nach wie vor anzutreffen.
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konnten die Maoglichkeiten westdeutscher In-
dustrialisierungshilfe tiberschidtzen. Sie begrii-
Ben das wachsende Engagement westdeut-
scher Firmen im Iran auch im Hinblick auf
die fiir sie immer gegenwirtige sowjetische
Bedrohung als willkommene Riickenstarkung.
Die Annahme eines konvergenten Sicherheits-
interesses veranlaBt sie jedoch ebenfalls mit-
unter dazu, die Voraussetzungen fiir eine ver-
starkte Kooperation in diesem Bereich unrea-
listisch zu beurteilen.

Im Vergleich dazu betrachten die in Deutsch-
land ausgebildeten Nachwuchsakademiker
die Gegebenheiten wesentlich niichterner. Sie
versprechen sich allerdings ebenfalls Vorteile
von einem kontinuierlichen Ausbau der ira-
nisch-westdeutschen Beziehungen. Viele be-
grillen vor allem die offenkundige Bereit-
schaft der iranischen Fihrung, mit der Euro-
pdischen Gemeinschaft auf verbreiterter Basis
permanent zusammenzuarbeiten. Falls sich
die Tendenz durchsetzen sollte, bei der Ver-
wirklichung einzelner Industrialisierungspro-
jekte nach Moglichkeit westeuropdischen Be-
werbern den Vorzug gegeniiber Amerikanern
und Sowjetrussen zu geben, weil Teheran den
Einflufl der rivalisierenden Supermdchte in
Grenzen halten mochte, dann wird nach
Meinung zahlreicher Beobachter die Bundes-
republik (neben Frankreich) in erster Linie
zum Zuge kommen. Diese Erwartung ent-
spricht auch der Uberzeugung jener jiinge-
ren iranischen Fiihrungskrdfte, die aufgrund
ihrer Europa-Erfahrungen die Bundesrepublik
Deutschland nicht nur fiir das wirtschaftlich
starkste EG-Mitglied halten, sondern sie auch
als den eigentlichen Motor der westeuropa-
ischen Integration ansehen.
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Jost F. Noller: Apartheid in Siidairika. Selbstbestimmung fiir die schwarzen
Vilker?

Aus Politik und Zeitgeschichte B 12/75, S, 12—15

In vorliegendem Aufsatz gibt der Autor eine kurz gefafite Darstellung einiger zentraler
Fragestellungen im Hinblick auf das Konzept der Apartheid in Siidafrika, Nach der
Prasentation des Anspruchs der Apartheid-Politik, ,die allen Bevélkerungsgruppen Siid-
afrikas auf lange Sicht zur Selbstbestimmung verhelfen will, wird ein kurzer historischer
Uberblick gegeben, durch den folgendes nachgewiesen wird:

1. Elemente der Rassentrennungspolitik konnen bis in die Anfangszeit der europiischen
Kolonisation zuriickgefiihrt werden.

2. In der Geschichte des weiBlen Siidafrika gibt es neben der burisch-afrikaansen Tradi-
tion der uneingeschrankten weifien Herrschaft auch die aus der Zeit der britischen Kap-
kolonie herrithrende ,kap-liberale” Tradition einer vorsichtig und allmihlich betriebenen
Integrationspolitik, deren Elemente jedoch seit Griindung der Siidafrikanischen Union
im Jahre 1910 schrittweise wieder verdringt wurden. Doch stellt das ebenfalls von der
britischen Kolonialverwaltung eingefiihrte System der ,Eingeborenenreservate" anderer-
seits die historische Grundlage fiir das Bantustan-Konzept dar,

3. Das aus den Burenrepubliken stammende System der Rassenoligarchie wurde begin-
nend mit den zwanziger Jahren dieses Jahrhunderts auch auf den industriellen Bereich
ubertragen.

AnschlieBend wird das hinter der Apartheid stehende ideologische Motiv des afrikaansen
Nationalismus beschrieben, dessen politische Dominanz in Sidafrika aufgrund der zah-
lenmafigen Zusammensetzung der Bevolkerung eben nur bei Fortbestehen der vielfalti-
gen Rassenschranken erhalten werden kann.

Die daraus ableitbare Ideologie der Apartheid stellt dabei kein in sich geschlossenes
theoretisches Konzept dar. Abgesehen von den kurz dargestellten theologischen Begriin-
dungen wird zur Rechtfertigung der Apartheid angefiihrt, Siidafrika stelle einen Viel-
volkerstaat dar, dessen verschiedene ,Nationen” wie ,Nationalkulturen” nicht integrier-
bar seien. Anhand der dabei benutzten Kategorie des Nationenbegriffes und der eng
damit verbundenen ,Kulturtheorie* wird der Zweckargumentationscharakter dieser Art
von Begriindung dargestellt. Das bei der Begriindung der Apartheid verwendete zentrale
Argument der Verwirklichung der nationalen Selbstbestimmung fiir die verschiedenen
nichtweiBen Bevélkerungsgruppen wird an den ékonomischen Gegebenheiten und an der
realen Anwendung dieses Prinzips auf die schwarzafrikanische Stadtbevélkerung und
auf die kap-farbige und indische Minoritit gemessen.

Anhand der Einschitzung, daf aufgrund der soziodkonomischen Verflechtungen und der
speziellen sozialen Schichtung der siidafrikanischen Bevélkerung eine Verwirklichung der
territorialen Rassentrennung nicht durchfithrbar sei, kommt der Autor zu dem Schluf,
daB fiir die Mehrheit der schwarzafrikanischen Bevoélkerung, speziell der schwarzen
Arbeiterschaft, aber auch fiir die kap-farbige und indische Bevdlkerungsgruppe in keiner
Weise von der Perspektive der Erlangung des nationalen Selbstbestimmungsrechts inner-
halb des Apartheid-Systems gesprochen werden kann,

Woligang Berner: Der Aufstieg des Iran zur Wirtschaftsmacht und die Entwick-
lung der iranisch-sowjetischen Beziehungen

Aus Politik und Zeitgeschichte B 12/75, S. 16—31

Der Aufstieg des Iran zu einer auch militdarisch starken Wirtschaftsmachi, die eine
betrdchtliche innen- und auBenpolitische Dynamik entfaltet, wird von Westeuropa aus
vielfach mit widerstrebender Bewunderung, in der sich Anerkennung mit Besorgnis
vermischt, zur Kenntnis genommen. So entspringt auch die Frage, welches Verhaltnis
das in stirmischer Modernisierung befindliche mittelostliche Kaiserreich zu seinem
machtigen sowjetischen Nachbarn gefunden hat, der unabweisbaren Erkenntnis, dab ihre
Beantwortung fiir die Beurteilung der weltpolitischen Entwicklungsaussichten zusehends
an Bedeutung gewinnt. Aber auch fiir die deutsch-iranische und die deutsch-sowjetische
Zusammenarbeit sind die bisherigen Erfahrungen der vor rund zehn Jahren eingeleiteten
technisch-wirtschaftlichen Kooperation zwischen dem Iran und der Sowjetunion in man-
cher Beziehung aufschlufireich.

Der Bericht versucht, einen Eindruck davon zu vermitteln, wie sich der sowjetische
Industrialisierungsbeitrag — vor allem im Hinblick auf den Ausbau der Stahl- und
Maschinenindustrie — in ein groBangelegtes mittelfristiges Gesamtprogramm eingliedert,
bei dessen Verwirklichung auch der Wirtschaftskraft der Bundesrepublik Deutschle_md
eine wichtige Rolle zugedacht ist. Dariiber hinaus werden die Voraussetzungen und Ziel-
vorstellungen der iranischen Regionalmachtpolitik eingehend analysiert. Dabei ®eigt sich,
daB die Einbeziehung der Sowjetunion in den eigenen Modernisierungsprozefl ein wesent-
liches Element der iranischen Sicherheitspolitik fiir eine auf mindestens 15—20 Jahre
berechnete Ubergangsperiode darstellt, in der Teheran wichtige Ziele seiner Industriali-
sierungs- und Aufristungsplanung zu verwirklichen hofft.

32



	Apartheid in Südafrika  Selbstbestimmung für die schwarzen Völker?
	Der afrikaanse Nationalismus 
	Die Ergebnisse der Apartheid 

	Der Aufstieg des Iran zur Wirtschaftsmacht und die Entwicklung der iranisch-sowjetischen Beziehunger.

